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Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) 

Genehmigungsverfahren nach § 16 BlmSchG für die wesentliche Änderung der Gießerei 
am Standort Georg-Fischer-Straße 2, 04249 Leipzig 

hier: Antrag vom 28.10.2021 auf Genehmigung einer wesentlichen Änderung nach 
§ 16 Abs. 1 BlmSchG 

Die Stadt Leipzig erlässt auf o. g. Antrag folgenden 

GENEHMIGUNGSBESCHEID: 

1. 
Entscheidung 

Der Firma GF Casting Solutions Leipzig GmbH wird unbeschadet der Rechte Dritter auf Antrag 
vom 28.10.2021, eingegangen am 02.11.2021, vollumfänglich überarbeitet mit Unterlagen vom 

._ 23.09.2022, eingegangen am 13.10.2022, zuletzt vervollständigt mit den Ergänzungsunterlagen 
verschiedenen Datums (Zeitstempel des elektronischen Antrages in EliA 21.02.2023, 
eingegangen 06.03.2023) gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) in 
Verbindung mit§ 1 sowie mit Ziffer 3.7.1 EG Anhang 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BlmSchV) nach Maßgabe der in Abschnitt III. aufgeführten 
Nebenbestimmungen die 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

· zur wesentlichen Änderung der Eisengießerei mit einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall 
von 20 Tonnen oder mehr je Tag am Standort Georg-Fischer-Straße 2, 04249 Leipzig, Gemarkung 
Windorf, Flurstück 54/17 entsprechend dem in Abschnitt II. genannten Umfang erteilt. 

Gemäß § .13 BlmSchG schließt diese Genehmigung andere die Anlage betreffende behördliche 
Entscheidungen, hier die Baugen~hmigung gemäß § 64 Sächsischer Bauordnung (SächsBO) für 
die beantragten baulichen Maßnahmen, ein. o\ f~~.o 
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Die Genehmigung enthält im Abschnitt III. Nebenbestimmungen, Bedingungen und Auflagen, die 
als Bestandteil des Bescheides auszuführen und zu berücksichtigen sind. . 

Die gegebenen Hinweise in Abschnitt IV. sind zu beachten . 

Bestandteil der Genehmigung sind die im Abschnitt VII. genannten und mit Dienstsiegel ver­
sehenen Antragsunterlagen, aus denen sich Standort, Technologie und Umfang der mit diesem 
Bescheid genehmigten Anlage ergeben. . 

Wasserre.chtliche Erlaubnisse und Bewilligungen nach den §§ 7 und 8 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) werden mit der vorliegenden Genehmigung nicht erteilt. ' · 

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Eintritt der Bestandskraft dieses Bescheides 
• innerhalb yon zwei Jahren n_icht mit der Errichtung ·oder dem Betrieb der Anlage begonnen 

(§ 18 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) wurde od~r 
• die Anlage während eines Zeitraume·s von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben 

(§ 18 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG) worden ist. 

Die Kosten des Verfahrens entsprechend Kostenentscheidung laut Abschnitt V., die Bestandteil 
der Genehmigung ist, trägt die GF Casting Solutions Leipzig GmbH als Antragstellerin. 

II. 
Umfang der Genehmigung 

Gegenstand der Genehmigung sind: 

1. Maßnahmen zur Emissionsminderung Gießereiabluft im Bereich Guss- und Formenkühler als 
Abluftkonzept: 

Bauabschnitt 1 (BA 1 ): . . . 
. 
. . 
• 

Wegfall Emissionsquelle E22 (alter Formkühler A) und E31 (neuer Formkühler B) 
Temporäre Stilllegung von Filter 12 
Absaugung des neuen und der alten Formkühler über einen neuen Ventilator 
inkl. Abgasreinigung mit Filter 5 und neuer Aktivkohlefilteranlage 
Ableiten des gereinigten Abgases nach Aktivkohlefilteranlage über neue 
Emissionsquelle E35 · 
Abtrennung Filter 1/1, 1/2 (Emissionsquelle E2) vom Gusskühler 
Stilllegung der Mehrgeschossputzerei und yvegfall deren Absaugung 
Änderung der Geruchsemissionen und Stilllegung der Geruchsbindeanlage 
Erhöhung der Emissionsquell_e E2 auf die Gesamthöhe von 33 in 

Bauabschnitt 2 (BA 2): 
• · Trennen der Absaugung derAuspacksfation von der Emissionsquelle E2 
• Umleitung des Volumenstromes aus der Auspackstation über einen neuen 

. Ventilator zum bestehenden Filter 12 (Wiederinbetriebnahme), ·anschließend 
zu der. bestehenden Aktivkohlefilteranlage und damit entsprechende Erhöhung 
der zu reinigenden Abluftmenge und des gereinigten Abgases aus der 
Emissionsquelle E35 

2. Betrieb eines Trockenofens zur Schlichtetrocknung von gedruckten Kernen und eines zweiten 
3D-Druckers 

• Einbindung des Trockenofens in die neue Emissionsquelle E35 
• . Neue Emissionsquelle E36 (zweiter 3D-Drucker) 
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Anpassung des Emissionsparameters Volumenstrom an die Herstellervorgaben _ 
_ und Ventilatorauslegung 
Erweiterung der Betriebsweise 3D-Drucker von 300 Werktagen im 3 Schichtbetrieb 
(7.200 h/a) auf 24/7 (8.600 h/a) 

Lage und Umfang der in der Genehmigung eingeschlossenen Maßnahmen ergeben sich aus den 
eingereichten Antragsunterlagen im Rahmen der beantragten wesentli_chen Änderung nach 
§ 16 BlmSchG. Diese sind Bestandteil dieses Bescheides. 

III. 
Nebenbestimmungen 

1. Allgemeine Nebenbestimmungen 

1. 1 
Diese Genehmigung oder eine beglaubigte Abschrift ist am Betriebsstandort, Georg-Fischer­
Straße 2, 04249 Leipzig, jederzeit bereitzuhalten und den Beauftragten der Genehmigungs­
behörde und der Überwachungsbehörden (Stadt Leipzig ; Landesdirektion Sachsen, Abt. 
Arbeitsschutz - Außenstelle Leipzig) auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

1.2 . . 
Die Anlage ist gemäß den geprüften und mit Siegel versehenen Antragsunterlagen (Abschnitt VII.) 
sowie nach den einschlägigen Rechtsnormen in der jeweils gültigen Fassung und im Übrigen nach 
den anerkannten Regeln der Technik und Sicherheitstechnik zu errichten, zu betreiben und in­
standzuhalten, Sofern in den nachstehenden Nebenbestimmungen abweichende Anforderungen 
getroffen werden, sind diese einzuhalten bzw. auszuführen. 

1.3 
Der Genehmigungs·- und den Überwachungsbehörden -ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
entsprechend dem Genehmigungsumfang in Abschnitt II. schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 
muss der Genehmigungsbehörde, Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Immissions-

. schutzbehörde, zur Weiterleitung ari andere Behörden spätestens zwei Wochen vor der beabsich­
tigten Inbetriebnahme vorliegen. _ 

1.4 
Betriebsstörungen, welche umweltrelevante Auswirkungen im Sinne§ 3 Abs. 1 BlmSchG haben 
können, sind schriftlich festzuhalten. Aus diesen Aufzeichnungen, die auf Verlangen der Genehmi­
gungsbehörde und den Überwachungsbehörden vorzulegen sind, muss Folgendes hervorgehen: 

• Art der Störung _ 
• Zeitpunkt und Dauer der Störung 
• Folgen der Störung nach irinen und nach außen 
• eingeleitete Maßnahmen im Zusammenhang mit dieser Betriebsstörung 

1.5 
Beabsichtigt der Betreiber die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der 
genehmigungsbedürftigen Anlage, ist das, sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der 
zuständigen Genehmigungsbehörde mindestens einen Monat bevor mit der Änderung begonnen 
werden soll, nach § 15 Abs. 1 BlmSchG schriftlich anzuzeigen. 

1.6 
Änderungen zur Betriebsorganisation nach § 52b BlmSchG sind der zuständigen Genehmigungs-
behörde formlos anzuzeigen. · 
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1.7 
Beabsichtigt die Firma den Betrieb der Anlage oder von Anlagenteilen einzustellen, so hat sie dies 
unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der Genehmigungsbehörde und den Über­
wachungsbehörden schriftlich anzuzeigeri . Die Anzeige muss den Behörden spätestens einen 
Monat vor der beabsichtigten Stilllegung vorliegen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vorge­
sehenen Maßnahmen zur Erfüllung der Pflichten gemäß§ 5 Abs. 3 BlmSchG beizufügen . Durch 
den Betreiber der Anlage ist zu gewährleisten, dass nach Betriebseinstellung · 

1.8 

• von det Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemein­
heit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, 

• . vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder als Abfälle ohne 
Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit beseitigt werden und 

• die Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks ge­
währleistet ist. 

Die Genehmigung ergeht unter der Bedingung, dass vor Inbetriebnahme der geänderten Anlage 
der Bericht über den Ausgangszustand zur Prüfung bei der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, 
Sachgebiet Immissionsschutzbehörde vorliegt und von der Behörde bestätigt wurde. 

2. Nebenbestimmungen zum Bauordnungsrecht und zum Brandschutz 

2.1 
Spätestens bei Baubeginn muss dem Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Nachweis 
über die Standsicherheit einschließlich des Nachweises über die Feuerwiderstandsdauer. der 
tragenden Bauteile vorliegen. Diesem ist der Nachweis der Eintragung des Tragwerksplaners in 
die bei der Ingenieurkammer Sachsen geführte Liste der qualifizierten Tragwerksplaner sowie ~ie 
"Erklärung des Tragwerksplariers zur Schwierigkeit des Vorhabens" (Kriterienkatalog nach Anlage 
2 zur DVOSächsBO) beizufügen. 

Die ergangenen Prüfberichte sind dem Amt für Bauordnung Und Denkmalpflege rechtzeitig zum 
Baubeginn und bei der weiteren Prüfung jeweils rechtzeitig vor Ausführungsbeginn der 
geprüften Bauteile vorzulegen . Der abschließende Prüfbericht des Prüfingenieurs zur Bauüber­
wachung ist spatestens mit der Anzeige zur Nutzungsaufnahme vorzulegen. Die Bauausführung 
der einzelnen Bauabschnitte bzw. Bauteile ist jeweils nur zulässig, wenn die entsprechenden 
Ausführungspläne vom Prüfingenieur für Standsicherheit positiv geprüft vorliegen. Das Stellen von 

. Auflagen, die sich aus der Prüfung dieser Nachweise ergeben können, bleibt vorbehalten (Auf­
lagenvorbehalt). 

Der Baubeginn für den Abluftkamin kann mit Vorlage .des Prüfberichtes zur Stc!ndsicherheit er­
folgen. 

2.2 
Die Zustimmung der Bauaufsichtsbehörde wird unter dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung von Auflagen erteilt (§ 72 Abs. 3 SächsBO). 

2.3 
Der Prüfbericht zur Prüfung des Standsicherheitsnachweises ist Bestandteil der Genehmigung. 
Die Prüfbemerkungen des Prüfberichtes stellen Auflagen zur Genehmigung dar urid sind .umzu­
setzen. 
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3. lmmissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Luftreinhaltung 

3.1 
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Die Abgasvolumenströme aus dem Formkühler A und dem Formkühler B sind über die 
Aktivkohlefilteranlage zu reinigen und über einen Schornstein, dessen Mündung mindestens 35 m 
über Geländeoberkante liegt; abzuleiten (Emissionsquelle E35). 

3.2 
Die Abgase der Emissionsquelle E2 sind über einen Schornstein, dessen Mündung mindestens 
33 m über Geländeoberkante liegt, abzuleiten. · 

3.3 
Die Abgase der Emissionsquelle E36 (3-D-Drucker) sind über einen Schornstein, dessen Mündung 
mindestens 12 m über Geländeoberkante liegt, abzuleiten. Die Abgase aus dem zugehörigen 
Trockenofen sind mittels Filter 5 und der Aktivkohlefilteranlage abzureinigen sowie anschließend 
über den Schornstein der Emissionsquelle E35 abzuleiten .. 

3.4 
Die Umleitung des Abgasvolümenstromes aus der Auspackstation über einen neuen Ventilator 
zum bestehenden Filter 12 (Wiederinbetriebnahme) sowie die anschließende Reinigung des Ab­
gasvolumenstromes über die Aktivkohlefilteranlage und Ableitung der Abgase über den Schorn­
stein der Emissionsquelle E35 hat spätestens zwei Jahre nach Inbetriebnahme zu _erfolgen. 

3.5 
Absaugeinrichtungen und Abluftreinigungs~nlagen sind regelmäßig gemäß Herstellerangaben zu 
warten und aktenkundig auf ihre Funktionsfähigkeit zu überprüfen. 

3.6 
Für die Emissionsquelle E35 (Gusskühler, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
225:000 Nm31rlhY werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub 

Quarzfeinstaub PM4 

Benzol 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol , Phenol, Xylol) 

Formaldehyd 

Benzo(a)pyren 

Stauförmige anorganische Stoffe Klasse II (Blei) 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III (Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

Nickel und seine Verbindungen, 

außer Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Ca.dmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 

5 mg/m3 

0,5 mg/m3 

5 mg/m3 

50 mg/m3 

20 mg/m3 

5 mg/m3 

0,0004 mg/m3 

0,003 mg/m3 

. 0,25 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/n,3
• 
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Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariumchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr 

Arse_n und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

angegeben als As 

Geruchsstoffkonzentration _ 

Geruchsstoffmassenstrom 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

500 GE/m3 

100 MGE/h 
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Beim zusammentreffen von staubförmigen anorganischen Stoffen der Klassen II und III dürfen im 
Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht überschritten werden. 

Weiterhin darf Chrom (Stoff der Klasse III) den Wert von 0,01 mg/m3 nicht überschreiten. 

3.t 
Für die Emissionsquelle E2 (Großformanlage, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
167.800 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: 

Quarzfeinstaub PM4: 

Benzol: 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

Formaldehyd: 

Benzo(a)pyren: 

5 mg/m3 

0,5 mg/m3 

5 mg/m3 

20 mg/m3 

50 mg/m3 

5 mg/m3 

0,0008 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.8 
Für die Emissionsquelle E36 (3-D-Drucker 2, max. · Volumenstrom, _ Normzustand, trocken 
1.370 Nm3trlh) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Benzol 5 mg/m3 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol, Methanol) 20 mg/m3 

Formaldehyd: 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

3.9 · 

5 mg/m3 

50 rrig/m3 

Für die Emissionsquelle E1 (Durchlaufstrahlanlage, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
64.500 Nm31rlh) werden folgend~ Emissionsbegrenzungen festgelegt: · 

Gesamtstaub: 

Stauförmige anorganische Stoffe Klasse II (Blei) 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III (Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

5 mg/n,3 

0,003 mg/m3 

0,25 mg/m3 
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Nickelmetall, Nickellegierungen, Njckeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 

Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariumchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr 

- Arsen und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

angegeben als As 

0,003 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,0008 mg/m3 

0,001 mg/m3 
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BeimZusammentreffen von staubförmigen anorganisct,en Stoffen der Klassen II und III dürfen im 
Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht übersc;:hritten werden. 

Weiterhin darf Chrom (Stoff der Klasse III) den Wert von 0,005 mg/m3 nicht überschreiten. 

3.10 
Für die Eniissionsquelle E3 (Formstoffaufbereitung, max. Völuinenstrom, Normzustand, trocken 
93.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: 

. Quarzfeinstaub PM4: 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 

Formaldehyd: 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

5 mg/m3 

0,5 mg/m3 

20 mg/m3 

5 mg/m3 

50 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im 
Abgas insgesamt di~ Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.11 

Für die Emissionsquelle E4 (Gaswäscher Großkernfertigung, max. Volumenstrom, Normzustand, 
trocken 14. 900 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Organische Stoffe Klasse·! (Toluol, Phenol, Xylol) 20 mg/m3 

Formaldehyd: 

- Aniine 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

5 nig/m3 

5 mg/m3
• 

. 50 mg/m3 

Beim zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen 1, Formaldehyd und Amine dürfen 
im Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3, 12 

Für die Emissionsquelle ES . (Mikrowelle A, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
16.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Organische Stoffe Klasse 1 {Toluol, Phenol, Xylol) 20 mg/m3 

Formaldehyd: 5 mg/m3 

. . 
Beim zusammentreffen von organi$chen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 
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3.13 

Für die Emissionsquelle E6 (Mikrowelle 8, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
16.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 20 mg/m3 

Formaldehyd: 5 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.14 

Für die Emissionsquelle E11 (Gaswäscher KSM 250, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
. 20.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: · 

Organische Stoffe Klasse 1 {Toluol, Phenol, Xylol) 20 mg/m3 

Formaldehyd: 

-. Amine 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

5 mg/m3 

5 mg/m3 

50 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen 1, Formaldehyd und Am_ine dürfen 
im Abgas insgesamt die Emissionswerte der.Klasse I nicht überschritten werden. 

3.15 
Für die Emissionsquelle E17. (Schmelzbetrieb, Ofen 2/3, max. Volumenstrom, Normzustand, 
trocken 94.200 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: . ~ ' , . . 

Gesamtstaub: 

Stauförmige anorganische Stoffe Klasse II (Blei) 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III (Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

Nickel und seine Verbindungen, außer 

Nickelmetall, Nitkellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 

Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariumchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr · 

- Arsen und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

angegeben als As 

3 mg/m3 

0,002 mg/m3 

0, 15 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von staubförmigen anorganischen Stoffen der Klassen II und III dürfen im 
Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht überschritten werden. 

Weiterhin darf Chrom (Stoff der Klasse III) den w_ert von 0,01 mg/m3 nicht überschreiten. 
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3.16 
Für die Emissionsquelle E20 (Vergießofen, max. Volumenstrom, Normzustand, · trocken 
66.900 Nm31rlh) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: 

Stauförmige anorganische Stoffe Klasse II {Blei) 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III {Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

Nickel und seine Verbindungen, außer 

Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariumchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr · 

- Arsen und seine Verbindungen, außer Arsenwasserstoff, 

angegeben als As 

. Cadmium und seine Verbindungen; angegeben als Cd 

Benzol 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 

Formaldehyd 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

3 mg/m3 

0,002 mg/m3 

0,15 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 
· 

5 mg/m3 

20 mg/m3 

5mg/m3 

50 mg/m3 

Beim zusammentreffen von staubförmigen anorganischen Stoffen der Klassen II und III dürfen im 
Abgas i~sgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht überschritten we_rden. 

\(Veiterhin darf Chrom (Stoff der Klasse III) den Wert von 0,01 mg/m3 nicht überschreiten. 
. . 

Beim zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas · 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.17 
Für die Emissionsquelle E21 (Magnesiumbehandlung, max. Volumenstrom, Normzustand, 
trocken: 36.900 m3/h) werden folgE;nde Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse II (Blei) . 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III (Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

Nickel und seine Verbindungen, außer 

Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 

Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariurnchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr 

- Arsen und seine Verbindungen, außer Arseriwasserstoff, 

3 mg/m3 

0,003 mg/m3 

0,25 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 
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angegeben als As 0,001 mg/m3 

3.17 
Für die Emissionsquelle E29 (Gaswäscher, max. Volumenstrom, Normzustand, t rocken 
9.270 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Benzol 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 

· Formaldehyd 

- Amine 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

5 mg/m3 

20 mg/m3 

5 mg/m3 

5 mg/m3 

50 mg/m3 

Beim zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen 1, Formaldehyd und Amine dürfen 
im Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.18 
Für die Emissionsquelle E30 (Altsandkühler, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
95.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: 

Quarzfeinstaub (PM4) 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol) 

Formaldehyd 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff 

3 mg/m3 

0,5 mg/m3 

20 mg/m3 

5 mg/m3 

50mg/m3 

Beim zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.19 
Für die Emissionsquelle E32 (Schmelzbetrieb, Ofen 1, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
50.000 Nm31r/h) werden folgende Emissionsbegrenzungen festgelegt: 

Gesamtstaub: • 

Stauförmige anorganische Stoffe Klasse II (Blei) 

Staubförmige anorganische Stoffe Klasse III (Chrom, 

Kupfer, Mangan) 

· Nickel und seine Verbindungen, außer 

Nickelmetall, Nickellegierungen, Nickeltetracarbonyl, 

angegeben als Ni 

Cadmium und seine Verbindungen, angegeben als Cd 

Chrom(Vl)-Verbindungen, außer Bariumchromat 

und Bleichromat, angegeben als Cr 

- Arsen und seine Verbind_ungen, außer Arsenwasserstoff, 

angegeben als As 

3 mg/m3 

0,002 mg/m3 

0, 15 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 

0,001 mg/m3 
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_ Beim Zusammentreffen von staubförmigen anorganischen Stoffen der Klassen II und III 
dürfen im Abgas insgesamt die Emissionswerte der Klasse III nicht überschritten werden. 

Weiterhin darf Chrom (Stoff der Klasse III) den Wert von 0,01 mg/m3 nicht überschreiten. 

3.20 
Für die Emissionsquelle E33 (3O-Drucker 1, max. Volumenstrom, Normzustand, trocken 
1.370 Nm3trlh) werden folgende Emissionsbegrenzurigen festgelegt: 

Benzol 5 mg/m3 

Organische Stoffe Klasse 1 (Toluol, Phenol, Xylol, Methanol) 20 mg/m3
. 

Formaldehyd 

Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohleristoff 

5 mg/m3 

50 mg/m3 

Beim Zusammentreffen von organischen Stoffen der Klassen I und Formaldehyd dürfen im Abgas 
insgesamt die Emissionswerte der Klasse I nicht überschritten werden. 

3.21 
Die Einhaltung der unter NB .3.6 und 3.8 genannten Emissionsbegrenzungen sind frühestens 3 
Monpte und spätestens 6 Monate nach Inbetriebnahme der Emissionsquellen E35 und E36, sowie 
anschließend wiederkehrend jeweils nach Ablauf von drei Jahren (außer Benzol bei E 35) d_urch 
eine im Freistaat Sachsen nach § 29b) BlmSchG bekannt gegebene Stelle mittels 
Emissionsmessungen nachzuweisen. Die Emissionsbegrenzungen gemäß NB 3.7 und NB 3.9 bis 
3.20 sind im Rahmen der bereits laufenden wiederkehrenden Emissionsmessungen durch eine im 
Freistaat Sachsen nach§ 29 b). BlmSchG bekannt gegebene Stelle nachzuweisen. Eine Messung 
der Quarzfeinstaubemissionen ist nicht erforderlich (siehe Nr. 52.7.1.1 TA Luft). 

Die Emissionsbegrenzungen für Benzol sind bei den Emissionsquellen E 2 und E 35jährlich nach­
zuweisen. Die Emissionsmessungen sind beim bestimmungsgemäßen Betrieb und unter den für 
Luftreinhaltung ungünstigsten Betriebsbedingungen durchzuführen. Je Luftschadstoff sind 

- mindestens drei Einzelmessungen durchzuführen. Bei den Benzolmessungen ist die Benzol­
kotizentration im Abgas als Tagesmittelwert, bezogen auf die tägliche Betriebszeit zu ermitteln.· 

Die Massenkonzentration der emittierten Stoffe (NB 3.6- 3.20) ist auf das Volumen von Abgas im 
Normzustand (273, 15 K und 101,3 kPa) und nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf 
zu beziehen. 

Die Geruchsstoffkonzentration und der Geruchsstoffmassenstrom (NB 3.6) sind auf das Volumen 
von Abgas im Normzustand (293, 15 K und 101,3 kPa) und nach Abzug des Feuchtegehaltes an 
Wasserdampf zu beziehen. Die Ermittlung der Geruchsstoffkonzentration sowie die Auswertung 
der Proben hat nach 01 N EN 13725:2022 unter Berücksichtigung der VDI 3884 Blatt 1 :2015-2 zu 
erfolgen. 

3.22 

Zur Gewährleistung einer technisch einwandfreien, repräsentativen und gefahrlosen Durchführung 
der Emissionsmessungen (NB 3.21) sind geeignete Messplätze mit Probenahmestellen einzu­
richten. Die Anforderungen der Richtlinie DIN EN 15259 sind zu beachten. 

3.23 
-Die mit den Ermittlungen beauftragte Stelle (NB 3.21) ist zu verpflichten, spätestens zwei Wochen 
vor Beginn der Ermittlungen der zuständigen Überwachungsbehörde (Stadt Leipzig, Amt für 
Umweltschutz, Sachgebiet Immissionsschutzbehörde) und dem zuständigen Landesamt für 
Umwelt, Landwirtschaft und Geologie eine Mitteilung . über die beabsichtigte Ermittlung 
zuzusenden. Die Messplanung soll der DIN EN 15259 (Ausgabe Januar 2008) entsprechen. 
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3.24 
Über die durchgeführten Ermittlungen (NB 3.21, NB 3.22) ist ein Messbericht nach den Maßgaben 
des Anhangs A der Richtlinie VDI 4220 Blatt 2 (Ausgabe November 2018) anzufertigen. Der 
Messbericht hat Angaben über die Messplanung, das Ergebnis jeder Einzelmessung, das 
verwendete Messverfahren, die Betriebsbedingungen und den Betriebszustand der Anlage zu 
enthalten . Die im Genehmigungsbescheid festgelegte Anforderung (siehe NB 3.6 bis 3.20) ist bei 
einer Messung immer dann überschritten, wenn das Ergebnis einer_ Einzelmessung abzüg lieh der 
Messunsich_erheit die festgelegte Emissionsbegrenzung überschreitet. Die im Genehmigungs­
bescheid festgelegte Anforderung bei einer Messung ist sicher eingehalten, wenn das Ergebnis 
jeder Einzelmessung zuzüglich der Messunsicherheit die festgelegte Emissionsbegrenzung nicht 
überschreitet. Ein Exemplar des Ermittlungsberichtes ist der zuständigen Üherwachungsbehörde 
(Amt für Umweltschutz, Sachgebiet lmmissionsschutzbehorde) unverzüglich, spätestens 12 
Wochen nach Abschluss der Ermittlung, vorzulegen. 

3.25 
Die Emissionsquellen E2, E3, E30 und. E35 sind mit eignungsgeprüften Mess- und Auswerte­
einrichtungen auszurüsten, die die Massenkonzentration der staubförmigen Emissionen im Abgas 
kontinuierlich ermitteln. Für die Auswertung (vgl. NB 3.28) erforderlichen Betriebsparameter (z.B. 
Abgastemperatur, Druck, und Feuchtegehalt) sind unter Berücksichtigung der Nr. 5.3.3.3 TA Luft 
ebenfalls mittels eignungsgeprüften Mess- und Auswerteeinrichtungen zu ermitteln und zu 
registrieren. Für die kontinuierlichen Messungen sind geeignete und nach der Reihe DIN EN 15267 
zertifizierte Mess- und Auswerteeinrichtungen einzusetzen. 

3.26 

Die Inbetriebnahme der eignungsgeprüften Mess- und Auswerteeinrichtungen soll spätestens ein 
Jahr nach Inbetriebnahme erfolgen. Mit Inbetriebnahme der Messeinrichtungen ist eine Ermittlung 
der Gesamtstaubkonzentration nach NB 3.21 nicht mehr erforderlich. 

3.27 
Für die Emissionsquellen E2, E30 und E35 gelten folgende Emissionsbegrenzungen für den 
Luftschadstoff Gesamtstaub bei kontinuierlicher Messung: 

- TMW (Tagesmittelwert): 5 mg/m3 

HMW (Halbstundenmittelwert) : 10 mg/m3 

Für die Emissionsquelle E3 gelten folgende Emissionsbegrenzungen für den Luftschadstoff 
Gesamtstaub bei kontinuierlicher Messung: 

TMW (Tagesmittelwert): . 3 mg/m3 

HMW (Halbstundenmittelwert): 6 mg/m3 

3.28 
Die Signale der unter NB 3.26 geforderten Messgeräte sind kontinuierlich aufzuzeichnen. 

Die Auswertung der Messwerte hat. gemäß Nr. 5.3.3.5 der TA Luft in Verbindung mit der 
,,Bundeseinheitlichen Praxis bei der Überwachung der Emissionen (BEP)" (RdSchr. d. BMUB v. 
23.1.2017 - IG 1 2-45053/5 -) mittels eignungsgeprüften Auswerteeinrichtungen zu erfolgen. Das 
Informationspapier des Umweltbundesamtes „kontinuierliche Emissionsüberwachung Status­
kennuf!g und Klassierung" vom 24.04.2019 ist hierbei zu beachten. 
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3.29 
Die Ergebnisse der kontinuierlichen Messungen eines Kalenderjahres sind der Überwachungs­
behörde (Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Immissionsschutzbehörde) drei 
Monate nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres unaufgefordert vorzulegen. 

3.30 

Die Messgeräte dürfen nur von ausgebildetem Fachpersonal betreut werden. Alle Arbeiten an den 
Messeinrichtungen sind in einem Kontrollbuch zu notieren und der Überwachungsbehörde (Stadt 
Leipzig , Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Immissionsschutzbehörde) auf Verlangen vorzulegen. 

3.31 

Die Messgeräte zur kontinuierlichen Überwachung der Funktionsfähigkeit der Abgasreinigungs- · 
einrichtung und der festgelegten Emissionsbegrenzungen sind durch eine nach§ 29 b) BlmSchG 
bekannt gegebenen Stelle zu kalibrieren und auf Funktionstüchtigkeit überprüfen zu lassen. Die 
Kalibrierung und Funktionsprüfung sollen nach der Richtlinie VDI 3950 Blatt 1 (Ausgabe Juni 2018) 
in Verbindung mit DIN EN 14181 (Ausgabe Februar 2015) durchgeführt werden. In besonderen 
Fällen, zum Beispiel bei Chargenbetrieb, bei einer längeren Kalibrierzeit als einer halben Stunde 
oder anderen Mittelungszeiten, ist die Mittelungszeit entsprechend anzupassen. 

Die Kalibrierung der Messeinrichtungen soll nach einer wesentlichen Änderung und im Übrigen im 
Abstand von drei Jahren wiederholt werden. Die Berichte über das Ergebnis der Kalibrierung und 
der Prüfung der Funktionsfähigkeit sollen der zuständigen Behörde (Stadt Leipzig, Amt für 
Umweltschutz, Sachgebiet lmmis$ionsschutzbehörde) innerhalb von zwölf Wochen vom Betreiber 
vorgelegt werden. Die Kalibrierung und die Prüfung der Funktionsfähigkeit sind erst dann 
abgeschlossen, wenn ggf. notwendige Änderungen an der Parametrierung der Datenerfassungs­
und Auswerteeinrichtung durchgeführt wurden und dies im Bericht dokumentiert • ist. Die 
Funktionsüberprüfung der Einrichtungen zur kontinuierlichen Fest~tellung der Emissionen ist 
jährlich zu wiederholen. 

3.32 
Nullpunkt und Referenzpunkt der kontinuierlichen Messeinrichtungen (AMS) sind mindestens 
einmal im Wartungsintervall zu überprüfen und aufzuzeichnen. Diese qualitätssichemde Maß­
nahme ist nach Abschnitt 7 der DIN_ EN 14181 (QAL 3) durch qualifiziertes Personal oder durch 
eine Wartungsfirrria durchzuführen und mittels Regelkarten zu dokumentieren. 

3.33 . 
Überschreitungen der Emissionsbegrenzungen sind der Überwachungsbehörde (Stadt Leipzig, 
Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Immissionsschutzbehörde) unverzüglich mitzuteilen 
(spätestens ein Tag nach der Überschreitung). Die Mitteilung soll mit · E-Mail . an 
umweltschutz@leipzig.de erfolgen. Die Mitteilung muss den Grund für die Grenzwert­
überschreitung und die Dauer der Grenzwertüberschreitung beinhalten. Der Mitteilung ist das 
Tagesprotokoll der Auswerteeinrichtung für die kontinuierliche Messeinrichtung beizufügen. 

3.34 
Ergeben die Emissionsmessungen nach NB 3.21, dass der Massenstrom für Formaldehyd mehr 
als 270 g/h (abzüglich Messunsicherheit) für eine einzelne Emissionsquelle beträgt, sind die 
Formaldehydemissionen im Abgas dieser Quelle mit kontinuierlicher Messeinrichtung innerhalb 
von 6 Monaten auszustatten. Die NB 3.29 bis 3.35 gelten entsprechend. Bei einer kontinuierlichen 
Überwachung der. Formaldehydkonzentrationen gelten darin folgende Emissionsbegrenzungen: 
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HMW: 10 mg/m3
· 

TMW: 5 mg/m3 

3.35 
Anlagenspezifische Geruchsimmissionen dürfen im Einwirkungsbereich der · Gesamtanlage 
(Gesamtzusatzbelastung) unter Berücksichtigung der Vorbelastung folgende Häufigkeiten der 
Geruchsstunden für die Gesamtbelastung (Vorbelastung + Gesamtzusatzbelastung) bezogen auf 
ein Jahr nicht überschreiten: · 

Kleingartenanlage Am Wasserturm (BUP* 2GF): 

Büro Am Wasserturm 5 (BUP 3GF): 

Wohnhaus Gerhard-EllrodFStraße 20 (BUP 7GF): 

Hotel Ernst-Meier-Straße (BUP 5) 

Büro Gerhard-Ellrodt-Straße 28 (BUP 6GF): 

Ernst-Meier-Straße 3 Nord (BUP 1 0GF) 

Büro Gerhard-Ellrodt-Straße 21 (BUP 8GF) 

15 % 

20% 

10 % 

10% 

15 % 

20% 

20% 

*BUP: Beurteilungspunkte gemäß Immissionsprognose des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH (Berichts-Nr.:-401 .10831 /22) 

3.36 
Drei Monate nach erfolgter Fertigstellung des Bauabschnitts 2 sind durch olfaktorische Er­
mittlungen einer im Freistaat Sachsen nach§ 29 b) BlmSchG dafür bekannt gegebenen Stelle die 
Geruchsstunden - Häufigkeiten im Untersuchungsgebiet (Radius von 1,8 Kilometer .um das 
Hauptgebäude mit Schmelzbetrieb, Kühlstrecke, Formerei und Putzerei) zu bestimmten. Die ge-
forderte Ermittlung ist entsprechend des Anhangs 7 der TA Luft durchzuführen. Im Übrigen sind 
die Grundsätze der DIN EN 16841Teil 1 (Ausgabe März 2017) zu beachten. Die mit der Ermittlung 
beauftragte Stelle ist zu verpflichten, Einzelheiten der Ermittlungen, insbesonder~ zum 
Beurteilungsgebiet, zur Lage der Rasterpunkte und zum Messzeitpunkt innerhalb eine Tages, 
rechtzeitig mit der Überwachungsbehörde abzustimmen. Als · Messzeitraum wird ein Jahr 
bestimmt. Spätestens vier Wochen vor Beginn der Ermittlungen ist der Stadt Leipzig, Amt für 
Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde ein Messplan vorzulegen und dem Sächsischen 
Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie eine Mitteilung über die beabsichtigte 
Ermittlung zuzusenden. Der Bericht über die Ergebnisse der olfaktorischen Ermittlung und die 
anschließende Bestimmung der Kenngrößen für die Geruchsimmissionen ist der Stadt Leipzig, 
Amt für Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde 12 Wochen nach Abschluss der 
Ermittlungen vorzulegen . 

·3_37 
Für die Aktivkohlefilteranlage ist eine Befriebsanweisung vorzulegen, die im Sinne der VDI-Richt­
linie 3674 insbesondere folgende Inhalte auszuweisen hat, vom Lieferer erarbeitet werden kann 
und fortzuschreiben ist: 

Inspektions- und Wartungsvorschriften, 

Maßnahmen beim An- und Abfahren, 

Anweisungen zum Austausch der Aktivkohle im laufenden Betrieb (Zykluszeiten) in 
Abhängigkeit von der Gießleistung und unter Sicherstellung der entsprechend NB 3.6 
festgelegten Geruchsstoffkonzentration. 
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3.38 
Die Aktivkohlefilteranlage ist entsprechend der Herstellerangaben von qualifizierten Personal zu 
warten. Die regelmäßige Wartung sowie Störung im Betriebsablauf sind mit Termin in geeigneter 
Form (z.B. elektronisch) zu dokumentieren. Die Dokumentation ist fünf Jahre aufzubewahren und 
der zuständigen Überwachungsbehörde (Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, SG Immissions.: 
schutzbehörde) auf Verlangen vorzulegen. 

3.39 
Es ist zu gewährleisten, dass Ausfälle bzw. auftretende Defekte an den Modulen der 
Aktivkohlefilteranlage durch ein optisches u·nd akustisches Signal angezeigt werden . Die mit der 
Aktivkohlefilteranlage verbundenen emissionsrelevante Betriebsvorgänge sind umgehend zu 
unterbrechen, wobei zusätzliche Gefahren für die Arbeitnehmer/-innen oder die Allgemeinheit 
auszuschließen sind. 

3.41 
Betriebsstörungen, die umweltrelevante Auswirkungen im Sinne des § 3 BlmSchG haben können, 
sind schriftlich festzuhalten. Aus den Aufzeichnungen, die auf Verlangen der Überwachungs­
behörde vorzulegen sind, müssen Art, Zeit und Dauer der Störung, freigesetzte Schadstoffmenge 
(ggf. Schätzung), Folgen der Störung nach innen und außen und alle im Zusammenhang mit der 
Betriebsstörung eingeleiteten Maßnahmen hervorgehen. Betriebsstörungen, deren Auswirkungen 
über. das Werksgelände hinausgehen können, sind schnellstmöglich der Überwachungsbehörde 
(Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde) zu melden. 

3.42 · 
Zur Vermeidung diffuser Emissionen .sind Türen und Tore, die von der Produktionshalle ins Freie 
führen geschlossen zu halten. Sie dürfen nur zum Zweck des Transportes und des Durchgangs 
von Personen geöffnet werden. Das Öffnen von Fenstern/Oberlichtern ist nur zulässig als Folge 
brandschutz- oder sicherheitstechnischer Störung·en. 

Lärm 

3.43 
Die Anlage ist so zu v~rändern, zu betreiben und zu warten, dass sie dem Stand der 
Lärmminderungstechnik entspricht. Zur · Einhaltung · der Immissionswerte sind die in der 
Schalltechnischen Untersuchung von Goritzka Akustik, Projekt Nr. 6586, Version 1.0, Stand 
17.02.2023 zu Grunde gelegten Eingangsdaten und Vorgaben zu gewährleisten bzw. nur im Sinne 
einer Pegelminderung zu verändern:. 

Neubau Schallquelle E 35 Gusskühlstrecke/Abluftbehandlung: Lw = 80 dB(A) 

Das abgestrahlte Schallspektrum muss entsprechend des Standes der Technik einzeltonfrei 
sein. 

3.44 
. ) 

Die Einhaltung des festgelegten zulässigen Schallemissionswertes gemäß Auflage 3.43 ist 
innerhalb von sechs Monaten nach Inbetriebnahme durch eine bekannt gegebene Stelle nach 
§ 29b BlmSchG nachzuweisen. 

Die Ermittlung hat unter repräsentativen Betriebsbedingungen gemäß den Vorschriften des 
. Anhangs zu TA Lärm, Nummer A.1 und A.3 zu erfolgen. 

~-;-·-.__ 

r:'ifrn)·~:~ 
\~ 

~~:__-
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Um die Wahrnehmung von Überwachungsaufgaben zu ermöglichen, ist rechtzeitig, aber 
spätestens · zwei Wocheri · vor Messung der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, SG 
Immissionsschutzbehörde als zuständiger Überwachungsbehörde der Messtermin mitzutei len und 
die Möglichkeit der Teilnahme an der Messung einzuräumen. 

Die Auswertung ist dem Amt für Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde innerhalb von vier 
Wochen nach erfolgter Messung vorzulegen. 

4. Abfall- und bodenschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Bodenschutzrecht 

4.1 
Der Baugrubenaushub und der Rückbau von baulichen Anlagen sind baubegleitend durch ein 
anerkanntes, unabhängiges Ingenieurbüro zu überwachen. Dazu gehört neben der abfallrecht­
lichen Bewertung des Baugrubenaushubs und der abgebrochenen Bausubstanz auch eine boden­
schutzrechtliche Bewertung. 

4.2 
Schadstoffbelastete Bereiche sind einzugrenzen, zu separieren , analytisch zu bewerten und 
entsprechend den Untersuchungsergebnissen in dafür zugelassenen Anlagen zu entsorgen. Zur 
bodenschutzrechtlichen Bewertung ist eine Beprobung der Baugrubensohle und -stöße inkl. 
Analytik auf standortrelevante Parameter zu veranlassen. 

4.3 
Die Ergebniss~ der bau begleitenden Untersuchungen sind in einem Abschlussbericht darzustellen 
und dem Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Abfall-/Bodenschutzbehörde unverzüglich ·zu 
übergeben. Des Weiteren ist der Baubeginn (14 Tage vorher) und das vom Bauherrn beauftragte 
Ingenieurbüro mitzuteilen. 

Abfallrecht . 

4.4 
Die beim bestimmungsgemäßen Betrieb der Produktionsanlagen anfallenden Abfälle: 

Abfall- Bezeichnung (AW) Menge BezeichnUng (intern) 
schlüssel [t/a] 

06 02 05* andere Basen 20 FW202 Waste 
(Kap. Abfälle aus·anorganisch-
chemischen Prozessen; Gruppe: 
Abfälle aus HZVA von Basen) 

15 02 02* Aufsaug- und Filtermaterialien 95 Aktivkohle Envirocarb AP4-60 
(einschließlich Ölfilter a. n. g.), 
Wischtücher und Schutzkleidung, 
die durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind 
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15 02 02* Aufsaug- und Filtermaterialien 95 Aktivkohle Envirocarb AP4-X 
(einschließlich Ölfilter a. n. g.}, 
Wischtücher und Sc~utzkleidung, 
die durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind 

sind nachweislich in einer dafür zugelassenen Anlage ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten. 

4.5 
Der Entsorgungsweg der gebrauchten Aktivkohle (AW 15 02 02*) ist nach Ablauf der Notifizierung 
(gültig vom 01 .12.2022 bis 30.11.2023) dem Amt für Umweltschutz, SG Abfall-/Boden­
schutzbehörde unverzüglich. mitzuteilen. 

4.6 
Es ist eine aktuelle Deklarationsanalyse (mit Probenahmeprotokoll) zur Einstufung der "Waste­
flüssigkeit" im Rahmen der Inbetriebnahme vorzulegen. 

IV. 
Hinweise 

1. Al/gemeine Hinweise 

1. 1 
Die Genehmigung kann insgesamt oder teilweise widerrufen werden, wenn eine oder mehrere 
Auflagen dieser Genehmigung nicht oder nicht innerhalb einer gesetzlichen Frist erfüllt werden 
(§ 21 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG). · 

1.2 , 
Gemäß § 17 Abs. 1 BlmSchG können zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen. Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten nach Erteilung der Ge­
nehmigung sowie nach einer nach § 15 Abs. 1 BlmSchG angezeigten Änderung weitere An­
ordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der Genehmigung festgestellt, dass die Allge-

. meinheit oder die Nachbarschaft. nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder 
sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, soll das . 
Amt für Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde nachträgliche Anordnungen treffen. 

2. Hinweise zum Bauordnungsrecht 

Bauordnungsrecht 

2.1 
Gemäß § 82 Abs. 2. SächsBO ist der Bauaufsichtsbehörde die Aufnahme der Nutzung mindestens 
zwei Wochen vorher anzuzeigen. 

2.2 
Mit der Anzeige zur Aufnahme der Nutzung sind die abschließenden Prüfberichte über die Statik 
dem Amt für Bauordnung und Denkmalpflege vorzulegen. 
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2.3 
Gemäß§ 82 Abs. 3 SächsBO darf eine bauliche Anlage erst benutzt werden, wenn sie ordnungs­
gemäß fertiggestellt und die bauliche Anlage sicher benutzbar ist. 

2.4 

Auf die Prüfung Brandschutz wurde verzichtet, da es sich um eine technische Anlage handelt. Der 
Abluftkamin ist nicht begehbar bzw. weist keine Aufenthaltsmöglichkeit aus, so dass auf die 
Prüfung des vorgelegten Brandschutznachweises verzichtet werden kann. 

Denkmalschutzrecht 

2.5 
Das Vorhaben erhält im Einvernehmen mit dem Landesamt für Denkmalpflege Sachsen die Zu­
stimmung gemäß § 12 SächsDSchG. 

3. Hinweise zum Arbeitsschutz 

3.1 
Bei der Planung und Durchführung des Bauvorhabens sind die allgemeinen Grundsätze des 
§ 4 ArbSchG zu berücksichtigen. 

Sofern bei der Baustelle 
• die voraussichtliche Dauer der Arbeiten mehr als 30 Arbeitstage beträgt und auf der 

Baustelle mehr als 20 Beschäftigte gleichzeitig tätig werden, oder 
• der Umfang der Arbeiten voraussichtlich 500 Personentage überschreitet, 

ist der zuständigen Behörde, der Landesdirektion Sachsen, Abt. Arbeitsschutz, Dienststelle 
Leipzig , Referat 55, spätestens zwei Wochen vor Errichtung der Baustelle eine Vorankündigung 
zu übermitteln. Die Vorankündigung ist sichtbar auf der Baustelle auszuhängen. 

3.3 
Ist für die Baustelle eine Vorankündigung zu übermitteln oder werden auf der Baustelle besonders 
gefährliche Arbeiten nach Anhang II der BaustellV ausgeführt, so bedarf es der Erstellung eines 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplanes. Der Plan muss die für die Baustelle anzuwendenden 
Arbeitsschutzbestimmungen enthalten. 

3.4 
Für Baustellen, auf denen Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden, sind ein oder mehrere 
geeignete Koordinatoren zu bestellen, die die Aufgaben nach § .3 Abs. 2 und 3 der BauStellV · 
wahrzunehmen haben. 

4. Hinweise zum ·Abfall- und Bodenschutz 

Bodenschutzrecht 

4.1 
Werden bei der Vorbereitung und Durchführung des Vorhabens umweltrelevante Sachverhalte 
festgestellt, ist das Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Abfall-/Bodenschutzbehörde, unverzüglich 
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zu informieren. Von der Behörde wird dann der weitere Verfahrensweg festgelegt, der vom 
. Bauherrn bzw. Verpflichteten zu realisieren ist (§ 13 Abs. 3, § 16 Abs. 2 SächsKrWBodSchG). 

V. 
Kostenentscheidung 

1: 
Die Kosten des Verfahrens trägt die GF Casting Solutions Leipzig GmbH als Antrag-stellerin. 

2. 
· Für den immissionsschutzrechtlichen Teil der Genehmigung wird eine Gebühr von 7.491,5~ EUR 
erhoben. · 

3. 
Für den bauordnungsrechtlichen Teil der Genehmigung wird eine Gebühr von 812,50 EUR 
erhoben. 

4. 
Die Auslagen betragen 2,'61 EUR. 

5. 
Der Gesamtbetrag in Höhe von 8.306,64 EUR ist mit Zustellung dieses Bescheides unter Angabe 
des Vertragsgegenstandes 508170225116 über eine der auf Seite 1 des Bescheides ange­
gebenen Bankverbindungen bis.zum Fälligkeitstag 05.06.2023 einzuzahlen . 

Hinweis , 
Geht die Zahlung nach dem Fälligkeitstag ein, entstehen Ihnen gegebenenfalls Kosten durch 
Mahngebühren und Säumniszuschläge. · 

Begründung Kostenentscheidung 

lmmissionsschutzrechtliche Gebühr 

Die Ge.bührerifestsetzung beruht auf §§ 1, 3, 4, 6, 9, 10, 13, 15 und 18 des Verwaltungskosten­
gesetzes des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) in Verbindung · mit § 1 des Zehnten Sächsischen 
Kostenverzeichnisses - 10. SächsKVZ - und der in der Anlage unter der lfd. Nr. 54, Immissions­
schutz, bezeichneten Tarifstelle _1.4. Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 $atz 1. 

Die Gebührenrechnung basiert auf den von der Antragstellerin angegebenen Kosten in Höhe von 
·1.500.000 EUR urid errechnet sich nach Tarifstelle 1.4 wie folgt: · 

TS 1.4 
TS 1.2 
TS 1.1 

TS 1.1.4 

Gebühr nach 1.2, bezogen auf die Kosten der Änderung 
75 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 1.1 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
BlmSchG bei Errichtungskosten der Anlage in Höhe 
von über 511 .000 EUR bis 2.556.000 EUR 6.725 EUR 
zuzüglich 0,33 Prozent der 2.556.000 EUR übersteigenden Errichtungskosten 

3.263,70 EUR 

0,75 x [6.725 + 0,0033 x (1.500.000 - 511 .000)] = 7.491,53_ EUR 
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Die Verwaltungsgebühr für den immissionsschutzrechtlichen Teil beträgt 7.491,53 EUR. 

Erstreckt sich das Verfahren zugleich auf andere behördliche Entscheidungen nach 
§ 13 BlmSchG, erhöht sich die Gebühr um die für diese Entscheidungen zu erhebenden Ge­
bühren, hier die bauordnungsrechtliche Gebühr. 

Bauordnungsrechtliche Gebühr 

Gemäß der Zehnten Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die 
Bestimmung der Verwaltungsgebühren und Auslagen (10. SächsKVZ) - lfd. Nr. 17 - Baurecht ist 
für die Baugenehmigung, die nach§ 13 BlmSchG in der Genehmigung nach§ 16 BlmSchG einge­
schlossen ist, folgende Gebühr zu erheben: 

. TS 4.1.1 

TS 6.3.1 

Erteilung einer Baugenehmigung für Sonderbauten: 
Berechnung auf Grundlage der angegebenen Rohbaukosten: 25.000 EUR 

. 8,50 EURje angefangene 1.000 EUR Rohbausumme= 8,50 x 25 = 212,50 EUR · 

Zulassung von Abweichungen: 
300 EUR.für die bauordnUngsrechtliche Prüfung zzgl. 300 EUR für den 
wirtschaftlichen Nutzen = 600 EUR 

8,5 EUR x 25+ 600 EUR = 812,50 EUR 

Die vorstehende Gebühr umfasst auch die_ planungsrechtliche Bewertung des .Vqrhabens, die 
.durch das Stadtplanungsamt vorgenommen wird. 

Die Summe der bauordnungsrechtli9hen Prüf- und Bearbeitungsgebühren beträgt 812,50 EUR. 

Auslagen 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 SächsVwKG entstehen Auslagen durch die Zustellung des Bescheides. 
Die Auslagen für die Postzustellungsurkunde betragen 2,61 EUR. · 

Gesamtkosten 

Die Kosten des Verfahrens betragen insgesamt 8.306.64 EUR. 

VI. 
Begründung 

Antragsgegenstand 

Die GF Casting Solutions Leipzig GmbH -hat erstmalig mit Schreiben vom 28.10.2021, 
eingegangen am 02.11.2021 den Antrag auf wesentliche Änderung der der Eisengießerei am 
Standort Georg-Fischer-Straße 2, 04249 Leipzig, Gemarkung Windorf, Flur~tück 54/17 
entsprechend dein in Abschnitt II. genannten Umfang gestellt. Dieser Antrag wurde vollumfänglich 
überarbeitet mit Unterlagen vom 23.09.2022, eingegangen am 13.10,2022 und zuletzt 
vervollständigt mit den Ergänzungsunterlagen verschiedenen Datums (Zeitstempel des elektro­
nischen Antrages in EliA 21 .02.2023, eingegangen 06.03.2023). Mit der zusätzlichen Über­
mittlung des elektronischen Antrages war somit der Antrag zur Bewertung vollständig. Mit dem 
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Antrag wurde zugleich_ der Verzicht der Öffentlichkeitsbeteiligung gern. § 16 Abs. 2 BlmSchG 
beantragt. · 

Die beantragten Änderungen haben keine Auswirkung auf die Verarbeitungskapazität an Flüssig­
metall der Gießerei. 

Die GF Casting Solutions Leipzig GmbH hat mit dem Antrag auf wesentliche Änderung gleichzeitig 
die Zulassung des · vorzeitigen Beginns gemäß § 8a Abs. 1 BlmSchG für vorbereitende 
Maßnahmen für den Bauabschnitt 1 beantragt: 

• vorbereitende Maßnahmen im Bereich Boden- und Fundamentarbeiten 
. • Aufstellung der Träger und Montage der Ro_hrleitungen und des Kamins der Emissions-

_ quelle E 35 

Dieser Antrag wurde mit Schreiben vom 04.05.2023 zurückgezogen. 

Die Gießerei der GF Casting Solutions Leipzig GmbH ist eine genehmigungsbedürftige Anlage i. 
S. des§ 4 BlmSchG. Gern. Nr. 3.7.1 des Anhanges der 4. BlmSchV betreibt die GF Casting 
Solutions am Standort Georg-Fischer-Straße 2, 04249 Leipzig, folgende genehmigungsbedürftige 
Anlage: 

• Eisen-, Temper- oder Stahlgießerei mit einer Verarbreitungskapazität" an Flüssigsmetall 
von 20 Tonnen oder mehr je Tag 

Die Anlage wurde mit dem Änderungsbescheid. vom 18.10.1993 (AZ. :- 64-8823.12-03.07-04000 
S&SG3) der als Altanlage angezeigten Eisengießerei immissionsschutzrechtlich genehmigt. 

Die Zuständigkeit der Stadt Leipzig als untere Immissionsschutzbehörde für die beantragte 
Genehmigung ergibt sich nach § 2 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum Bundes-Immissions­
schutzgesetz und zum Benzinbleigesetz (AGlmSchG) i. V. m. Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft über Zuständigkeiten zur Ausführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des Benzinbleigesetzes, des Treibhausgas-Emissions­
handelsgesetzes und der aufgrund dieser Gesetze ergangei:1en Verordnungen (Sächsische 
1 mm issionsschutz-Zuständigkeitsverordnung - Sächsl mSchZuVO). · 

Das Verfahren wurde entsprechend den geltenden Regelungen der§§ 4, 10, 19 BlmSchG sowie 
den dazu in der 9. BlmSchV erlassenen Grundsätzen durchgeführt. 

Entscheidung der UVP-Vorprüfung: 

Für die Anlage ist gern . § 9 Abs. 2 UVPG i. V. m. Nr. 3.7.2A der Anlage zum UVPG (Errichtung 
und Betrieb einer Eisen-, Temper- oder Stahlgießerei mit einer Verarbeitungskapazität von 
20 Tonnen oder mehr je Tag) .eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht . 
durchzuführen. Dieses Verfahren dient der Feststellung, ob das beantragte Vorhaben erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen wären und 
in Folge dessen eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

Die Vorprüfung der Stadt Leipzig hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht vorliegt, weil das 
Vorhaben keine nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. Folgende Gründe werden für das 
Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach Prüfung gern. §§ 9 Abs. 4 und 7 Abs. 1 nach Anlage 3 zum 
UVPG als wesentlich angesehen: . 
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Die Prüfung der Merkmale des Vorhabens und seiner Auswirkungen auf die einzelnen 
Umweltbereiche bzw. Schutzgüter durch die Stadt Leipzig ergab, dass durch das Änderungsvor­
haben hinsichtlich einer möglichen Beeinflussung keine negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

Die Veränderungen führen nicht zu einer Überschreitung der Schwelle für eine UVP-P.flicht gern. 
3.7.1 der Anlage 1 zum UVPG. Abrissarbeiten im nennenswerten Umfang sind nicht vorgesehen. 
Mit dem Vorhaben sind keine Änderungen der Produktionskapazität der Gießerei verbunden und 
es werden keine baulichen Änderungen ari bestehenden Gebäuden erforderlich. Es wird daher 
auch keine zusätzliche Versiegelung verursacht. Es handelt sich um eine deutlich anthropogen 
vorgeprägte Fläche im innerstädtischen, bereits langfristig industriell genutzten Bereich. Durch das 
Vorhaben wird nicht in natürliche Gewässer eingegriffen. Es resultieren keine Veränderungen 
bezüglich der Entwässerung des Niederschlagswassers am Standort. Eingriffe in die Natur sind 
nicht vorhanden·. Das Vorhaben ·befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 390 
„Gewerbegebiet Großzschocher - Nutzungsarten" der Stadt Leipzig. Durch das Vorhaben werden 
das Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und die Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, nicht verändert. Das Ortsbild wird nicht beeinträchtigt. · 
Die veränderten Abfallströme werden gern. KrWG und NachwV verwertet. Antragsgemäß fallen 
durch die Stilllegung der Mehrgeschossputzerei einmalig Bau- und Abbruchabfälle, Schrott und 
Elektroschrott an. Diese werden nach Abfallart separiert und durch Fachfirmen entsorgt. Durch 
den Lieferanten der Aktivkohleeinheiten wird aus der verbrauchten Aktivkohle (,,Abfall") durch 
einen Reaktivierungsprozess dann wieder ein Produkt (,,Aktivkohle-Reaktivat") hergestellt und 
erneut im Prozess eingesetzt. Es wird momentan von einer Gesamtmenge von 95 Tonnen /Jahr 
ausgegangenen (fünfWechsel/Jahr mit einer Menge von ca. 19 Tonnen pro Wechsel). Die Rück­
nahmeerklärung bzw. Annahmebedingungen des Lieferanten sowie das EfB-Zertifikat der Fa. 
Schönmackers wurden den Antragsunterlagen beigefügt. 
Antragsgemäß führt der Betrieb des zweiten 3D-Druckers zu einer Erhöhung des Anfalls an 

· überschüssigem Kernsand und Wasteflüssigkeit. Der Kernsand.wird, wie bereits praktiziert, soweit 
wie möglich als Recyclingsand im_ Kreislauf gefahren bzw. dem e~ternen Recycling zugeführt. 
Antragsgemäß wird sich der Anfall an Wasteflüssigkeit aus den Reinigungsvorgängen im 
Druckprozess voraussichtlich von ca. 1 O t (Basis Jahr 2020) auf ca. 20 t verdoppeln. Die 
Wasteflüssigkeit ist der AW 06 02 05* (andere Basen) zuzuordnen und wird über bestehende 
Entsorgungswege des Standortes entsorgt. Das Flurstück 54/17 der Gemarkung Windorf ist im 
Sächsischen Altlastenkataster unter der Kennziffer 65531003 registriert. Es handelt sich um eine 
altlastverdächtige Fläche. Bei derzeitiger Nutzung liegen keine Anhaltspunkte für eirie Altlast vor . . 

. Die Gießerei unterliegt auch weiterhi_n nicht den Anforderungen der StörfaU-Verordnung. 
Gemäß vorgelegter Immissionsprognosen wird durch die geplante Änderung eine deutliche 
Reduzierung · der Immissionswerte an den relevanten Immissionsorten im Beurteilungsgebiet 
erreicht. Belästigungen durch Staubniederschlag und Risiken für die menschliche Gesundheit 
durch Luftverunreinigungen sind mit Umsetzung des . Vorhabens somit nicht zu erwarten. Bei 
Vergleich der künftigen Geruchsemissionen zum Ist-Zustand wird ersichtlich, dass mit der 
geplanten Ableitung der Abluft aus den Betriebseinheiten Formkühler (E31) und Gusskühlstrecke 
(E22) über den neuen, höheren Schornstein (E35) und der Erhöhung der Emissicmsquelle (E2) 
sowie mit der Begrenzung der Geruchsemissionsfrachten nach dem Stand der Technik (hier: 
Abluftreinigung mittels Aktivkohle) eine deutliche Reduzierung der Geruchsimmissionen erreicht 
wird. Mit der vorgelegten schalltechnischen Untersuchung wird nachgewiesen, dass die 
Immissionspegel, hervorgerufen durch die geänderten Emittenten, als nicht relevant anzusehen 
sind. Durch das Vorhaben wird nicht in natürliche Gewässer eingegriffen. Es resultieren keine Ver­
änderungen bezüglich der Entwässerung des Niederschlagswassers .am Standort. Beim Betrieb 
der Anlage fallen keine produktionsbedingten Abwässer an. Naturschutzrechtliche Belange 
werden durch die Änderung nicht berührt. 

Weitere Schutzgüter (Klima, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter) sind nicht betroffen und eine 
Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern durch die Änderung nicht vorhanden . 
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_ Im Ergebnis der Vorprüfung war festzustellen , dass durch das Vorhaben keine nachteiligen 
· Umweltauswirkungen zu erwarten sind und damit keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Genehmigungsverfahren 

Die GF Casting Solutions Leipzig GmbH stellte erstmalig mit Schreiben vom 28.10.2021 , 
.eingegangen am 02.1 .1.2021 den Antrag auf wesentliche Änderung der Eisengießerei am Standort 
Georg-Fischer-Straße 2, 04249 Leipzig, Gemarkung Windorf, Flurstück 54/17 entsprechend dem 
in Abschnjtt II. genannten Umfang. Dieser Antrag wurde, vollumfänglich überarbeitet mit Unter­
lagen vom 23.09.2022, eingegangen am 13.10.2022. und zuletzt vervollständigt mit den Er­
gänzungsunterlagen verschiedenen Datums (Zeitstempel des elektronischen Antrages in EliA 
21.02.2023, eingegangen 06.03.2023). Mit diesen Unterlagen, Posteingang im Amt für Umwelt­
schutz am 06.03.2023 war der Antrag für die Bescheidung formal vollständig. 

Das Verfahren wurde entsprechend § 10 BlmSchG sowie den dazu in der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs­
verfahren - 9. BlmSchV) erlassenen Gr~ndsätzen durchgeführt. Der Antrag und die dazu· einge­
reichten Unterlagen wurden gemäß§ 10 Abs. 5 BlmSchG den Behörden, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird, durch die Genehmigungsbehörde zur Stellungnahme über-
geben. · 

Folgende Ämter und Behörden wurden im Genehmigungsverfahren beteiligt und · zur Stellung­
nahme aufgefordert: 

Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt 
Stadt Leipzig, Amt für Bauordnung und Denkmalpflege 

. Stadt Leipzig, Branddirektion 
Stadt Leipzig , Verkehrs- und Tiefbauamt 
Stadt Leipzig; Amt für Umweltschutz mit den Sachgebieten Abfall-/Bodenschutzbehörde, 
Wasserbehörde, Naturschutzbehörde, Umweltplanung, Stadtökologie und Immissionsschutz­
behörde, 
Landesdirektion Sachsen, Referat 54, Betriebssicherheit 

Bei der behördlichen Prüfung wurden die allgemeinen Genehmigungsgrundsätze beachtet. Die 
Antragsunterlagen wurden gemäß § 4 Abs. 1 BlmSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 4. BlmSchV 

•· in einem vereinfachten Verfahren nach § 19 BlmSchG geprüft. Voraussetzung war der Antrag der 
Vorhabensträgerin und dass erhebliche nachteilige Auswirkungen ausgeschlossen werden 
können. Die Prüfung durch die am Verfahren beteiligten Behörden hat ergeben, dass keine 
öffentlich-rechtlichen Einwände gegen das Vorhaben erhoben werden . 

Entscheidung 

Die Gen~hmigung wird erteilt, da bei Beachtung der Nebenbestimmungen unter._Abschnitt III. 
dieses Bescheides, die aufgrund des § 12 Abs. 1 BlmSchG auferlegt werden konnten, sicherge­
stellt ist, dass die Voraussetzungen der§§ 5 und 6 i. V. m. § 4 BlmSchG erfüllt sind. 

Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Im Einzelnen wird, soweit die gesetzliche Grundlage _der behördlichen Forderung nicht bereits mit 
der Nebenbestimmung benannt wird, zu den Genehmigungsvoraussetzungen und der Begrün-
dung der Nebenbestimmungen Folgendes ausgeführt: · 
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Das beantragte Vorhaben erfüllt die Vqraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BlmSchG zum . . . ' . 

Schutz und zur Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. 
Die Anlage wird unter Vorsorgegesiclitspunkten des§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG entsprechend dem 
Stand.der Technik betrieben. · · 

Luftreinhaltung - Geruchsimmissionen 

Gemäß den o. g. Antragsunterlagen ist das geplante Änderungsvorhaben mit den Emissionen 
folgender Luftschadstoffe verbunden: 

Gesamtstaub · 
Quarzfeinstaub (PM 4) 
Benzol 
Org~nische Stoffe der Klasse I nach Nr.5.2.5 der TA Luft 
Formaldehyd 
Benzo(a)pyren· 
Staubförmige anorganische Stoffe der Klasse II und III nach Nr. 5.2.2 der TA Luft 
Geruchsstoffe 

Die Beurteilung, ob durch die o. g. Luftschadstoffe erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
nach Durchführung der geplanten Änderungen im Beurteilungsgebiet vorliegen, erfolgt anhand der 
Immissionsprognose des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH (Berichts-Nr.: 401 .10831/22) vom 
20.01.2023. 
In der o. g. Immissionsprognose werden zudem die wesentlichen, Emissionen durch . die im 
Gewerbegebiet bereits bestehende Anlagen (Recycling Anlage der REMEX GmbH, Recycling­
anlage VEOLIA Umweltservice GmbH, Keßler & Co. GmbH) sowie der vorhandenen Emissions­
quellen der GF Casting Solutions Leipzig GmbH berücksichtigt. Das Zusammenwirken mit anderen 
bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und Tätigkeiten im Beurteilungsgebiet wird somit 
ausreichend beachtet. . 

. Die Immissionsprognose stellt drei Zustände dar: 
bereits genehmigter Zustand (außer bei Geruch; hier Ist-Zustand, Begründung siehe 
unten) 

- Zustand nach Bauabschnitt 1 
- Zustand nach Bauabschnitt 2 

Gemäß der Immissionsprognose wird durch die geplante. Änderung eine deutliche Reduzierung 
der Immissionswerte an den relevanten Immissionsorten im Beurteilungsgebiet erreicht. An allen 
Immissionsorten werden die Immissionsgrenzwerte nach _TA Luft zum Schutz der menschl ichen 
Gesundheit (Nr. 4.2 TA Luft) sowie zum Schutz vor erheblichen Belästigungen oder erheblichen 
Nachteilen durch Staubniederschlag (Nr. 4.3 TA Luft) eingehalten. Belästigungen durch 
Staubniederschlag und Risiken für die menschliche Gesundheit durch Luftverunreinigungen sind 
mit Umsetzung des Vorhabens somit nicht zu erwarten. . . 

Der im Genehmigungsbescheid vom 01 .03.2011 (Az: 36.00-36.11 .02/01-03.07-16-05/10) festge­
legte Emissionsgrenzwert für Geruch von 8, 7 MGE/h (Summengrenzwert für die Emissionsquellen 
E2 und E31) ist bei Ausschöpfung des Standes der Technik (hier Verwendung von geruchsredu­
zierten Bindemitteln bei der Kern- und Formherstellung) ohne Änderung des Anlagenzustandes 
nicht einhaltbar ist. Dies zeigen auch die Emissionsmessungen im Jahr 2012 und 2018 (Massen­
ströme: 21 MGE/h und 47 MGE/h). Die bisher ermittelten Geruchsmassenströme bilden hierbei 
nicht die komplette Emissionsbandbreite ab, insbesondere da die Geruchsemissionen stark von 
variierenden Betriebszuständen abhängig sind (u. a. Kernsand-/Formsanddurchsatz, Durchsatz 
Flüssigeisen und Gussformgeometrie). Die gegenwärtigen Geruchsmassenströme können effektiv 
über den bisher ermittelten Geruchsmassen-strömen liegen. Der mit o. g. Genehmigungsbescheid 

. . 
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festgelegte Emissionsgrenzwert beruht somit offensichtlich auf einer deutlichen Unterschätzung 
der Realemissionen und ist somit für einen weiteren Vergleich nicht zielführend. Oeshalb ist be'- · 
züglich der Beurteilung der Umweltauswirkungen . durch Geruchsimmissionen · ein Vergleich 
zwischen Ist-Zustand (Betrieb) und Soll-Zustand (d. h. Zustand nach Änderung) hier sach­
gerechter. Bei diesem Vergleich wird ersichtlich, dass mit der geplanten Ableitung der Abgase aus 
den Betriebseinheiten Formkühler (E31) und Gusskühlstrecke (E22) über den neuen (höheren) 
Schornstein E35 und der Erhöhung der Emissionsquellen E2 sowie mit der Begrenzung der 
Geruchsemissionsfrachten nach dem Stand der Technik (Abgasreinigung mittels Aktivkohle) eine 
deutliche Reduzierung der Geruchsimmissionen im Vergleich zum aktuellen Ist-Zustand (Betrieb) 
erreicht wird. Gemäß den Prognoseergebnissen ist insgesamt von einer Reduzierung der 
Geruchsimmissionen im Beurteilungsgebiet auszugehen. 

Lärmschutz 

Es wurde eine Schallimmissionsprognose (Projekt-Nr. 6586) der goritzka akustik, Handelsplatz 1, 
04319 Leipzig vom 17.02.2023 vorgelegt, in der .die Veränderungen bzgl. Geräuschimmissionen 
in der umliegenden, schützenswerten Nachbarschaft unter Berücksichtigung der Vorbelastung 
berechnet wurden . Es wird nachgewiesen, dass sich durch die Änderungen die schalltechnische 
Gesamtsituation verbessert bzw. nicht verschlechtert. So.mit sind keine schädlichen lärm bedingten 
Umwelteinwirkungen zu besorgen. · · 

Gewässerschutz 

Durch das Vorhaben wird nicht in natürliche Gewässer eingegriffen. Es resultieren keine Ver­
änderungen bezüglich der Entwässerung des Niederschlagswassers am Standort. Beim Betrieb 
der Anlage fallen keine produktionsbedingten Abwässer an. Bei Einhaltung der Regeln der Technik 
ist eine Gefährdung von Grundwasser und Oberflächengewässern nicht zu besorgen. 

Störfallrelevanz und Sicherheit 

Das Vorhaben unterliegt nicht der Störfallverordnung . .. 

Die Änderungen sind nicht mit Veränderungen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes verbunden. 

Abfallrecht 

Die beim bestimmungsgemäßen Betrieb anfallenden nicht vermeidbaren Abfälie, wi_e verbrauchte 
Aktivkohle und Wasteflüssigkeit werden fachgerecht entsorgt. · 

Sparsamer und effizienter Umgang mit Energie 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG ist es die Pflicht der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 
Energie sparsam und effizient zu verwenden. · 

GF Casting· Solutions Leipzig GmbH verfügt über ein integriertes Managementsystem und ist u. a. 
nach DIN EN ISO 14001 :2015 und DIN EN ISO 50001 :2018 zertifiziert und erfüllt somit die vor­
genannte Betreiberpflicht. 

Betriebseinstellun·g 

Die Erfüllung der Pflichten nach einer Betriebseinstellung nach § 5 Abs. · 3 BlmSchG ist gemäß 
Kapitel 8.1 des Antrages sichergestellt: 
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Für den Fall der Einstellung des Betriebes der Anlage stellt die GF Casting Solutions Le.ipzig GmbH 
sicher, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen hervorgerufen werden und vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und 
schadlos verwertet oder beseitigt werden und die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen 
Zustandes des Betriebsgeländes gewährleistet ist. 

Planungsrecht 

Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des (einfachen) Bebauungsplanes Nr. 390 
,,Gewerbegebiet Großzschocher - Nutzungsarten" der Stadt Leipzig, bekannt gemacht im · 
Leipziger Amtsblatt Nr. 7 am 31.03.2012. Der B-Plan enthält nur Festsetzungen zur Steuerung des 
Einzelhandels. Das Vorhaben ist von den Festsetzungen des o. g. B-Planes nicht betroffen. Die 
planungsrechtliche Beurteilung des Vorhabens erfolgt daher nach §§ 30 Abs. 3 und 34 BauGB. 

Die -Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem Gewerbegebiet gern. § 8 BauNVO. Diebe­
antragte Art der baulichen Nutzung ist allgemein zulässig. 

Durch das Vorhaben wird das _Maß der baUlichen Nutzung, die Bauweise und die Grundstücks­
fläche; die überbaut werden soll, nicht verändert, da die Anlage/Fläche ausschließlich im Bestand 
genutzt wird und sich lediglich die Abluftkonzeption in-Verbindung mit der Abluftbehandlungs-
anlage ändert. Das Ortsbild wird nicht beeinträchtigt. · 

Das Vorhaben ist planungsrechtlich zulässig. 

Bauordnungsrecht 

.Zustimmung zum Bauvorhaben 

Das Vorhaben ist nach § 59 Abs. 1 SächsBO genehmigungspflichtig, da in den §§ 60-
62, 76 und 77 SächsBO nichts Anderes bestimmt ist. Die Genehmigung nach dem BlmSchG 
ersetzt die Baugenehmigung. Dem Bauvorhaben stehen aus bauordnungsrechtlicher Sicht keine 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen, die im Verfahren zu prüfen waren (§. 72 Abs. 1 · 
SächsBO), wenn die Nebenbestimmungen eingehalten werden. Die . Prüfung der bauordnungs- -
_rechtlichen Belange erfolgt nach § 64 SächsBO. 

zur Abweichung nach § 67 Abs. 1 SächsBO 

Der beantragten Abweichung gern.§ 67 Abs. 1 SächsBO, Abstandsflächen wird zugestimmt. Die 
Abstandsfläche des Abluftkamins überlagert die Abstandsfläche der Abluftbehandlungsanlage. Da 
es .sich technisch um eine Anlage handelt und keine getrennten baulichen oder technischen An­
lagen, kann der Abweichung zugestimmt werden. 

Begründung allgemeiner Nebenbestimmungen 

zu 1.1 bis 1.7 
Mit den allgemeinen Nebenbestimmungen (NB) 1.1 bis 1.7 unter Abschnitt ill dieses Bescheides 
wird abgesichert, dass die Anlage antragsgemäß errichtet bzw. geändert wird, die Auflagen dieses 
Bescheides erfüllt werden und die Überwachungsbehörden ihrer Aufsichtspflicht nach 
§ 52 Abs. 1 BlmSchG nachkommen können. Die Nebenbestimmungen NB 1.2 und 1.3 finden ihre 
Rechtsgrundlage zudem in § 5 BlmSchG i. V. m. § 12 Abs. 1 BlmSchG. Sie sind erforderlich, um 
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den Beginn der erforderlichen Überwachung entsprechend§ 52 BlmSchG festzustellen. Weiterhin 
sind diese Zeitpunkte zur Überwachung im Sinne des § 18 BlmSchG erforderlich. 

zu 1.8 . 
Die Pflicht zur Erstellung eines Ausgangszustandsberichtes ergibt sich aus§ 10 Abs. 1 a BlmSchG 
i. V. m. §§ 4a Abs. 4 und 7 der 9. BlmSchV. 

Begründung einzelner Nebenbestimmung_en zum Brandschutz- und Bauordnungsrecht 

zu Bedingung Standsicherheit (NB: 2: 1) 

Der Standsicherheitsnachweis sowie die · sonstigen bautechnischen Nachweise können der 
Bauaufsichtsbehörde gern. § 7 Abs. 4 DVOSächsBO spätestens bei Baubeginn vorgelegt werden. 
Die Prüfberichte über die Bauüberwachung sind der Bauaufsichtsbehörde gern. § 15 
DVOSächsBO spätestens mit der Anzeige nach § 82 Abs. 2 der Sächsischen Bauordnung 
(SächsBO) vorzulegen. 

zu NB 2.2 - 2.3 

Nach § 72 Abs. 3 SächsBO kann die Baugenehmigung unter Auflagen, Bedingungen und dem 
Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage sowie befristet 
erteilt werden. 

Nach § 66 Abs. 3 SächsBO ist der Standsicherheitsnachweis für das Bauvorhaben bauaufsichtlich 
zu prüfen. Die im Prüfbericht geforderten Maßnahmen dienen der Einhaltung der Schutzziele nach 
§§ 12 und 14 SächsBO und sind daher in die Baugenehmigung zu übernehmen. 

lmmissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Die Belange des Immissionsschlitzes wurden von der Stadt Leipzig als untere Immissionsschutz­
behörde geprüft. 

Nach § 5 Abs. 1 BlmSchG sind immis_sionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen u. a. 
so zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht 
hervorgerufen werden können und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird. Dazu sind 
insbesondere die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung 
zu treffen. Damit sind Schutz- und Vorsorgepflichten formuliert. Den Stand der Technik legen in 
diesem Fall die normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften TA Luft und TA Lärm fest. Die TA 
Luft enthält allgemeine Emissionsanforderungen für bestimmte Luftschadstoffe. Die TA Lärm 
enthält Anforderungen an Bestimmung von Lärmemissionen und zulässigen rmmissionsrichtwerte .. 
Sie dienen der Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen und konkretisieren den Stand der 
Technik, dessen Einhaltung im Bundes-Immissionsschutzgesetz gefordert wird . 

Die Nebenbestimmungen beruhen auf§ 12 BlmSchG. Sie sind zur Sicherstellung der in § 6 Abs. 
1 BlmSchG genannten Genehmigungsvoraüssetzungen erforderlich. -

Luftreinhaltung 

zu 3.1 bis 3.3 
Abgase sind ~o abzuleiten, dass ein ungestörter Abtransport mit der freien Luftströmung und eine 
ausreichende Verdünnung ermöglicht werden: Die NB 3.1 bis 3.3 dienen zur Sicherstellung dieser 
Vorgabe gemäß Nr. 5.5 der TA Luft. 
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. . . 

Die Festlegung der NB 3.1 bis 3.4 erfolgen zudem antragsgemäß. Mit Umsetzung entspricht die 
Reinigung der Abgase aus der Auspackstation sowie dem Trockenofen für den neuen 3D-Drucker 
(E36) dem Stand der Technik nach TA Luft. 

zu 3.5 
Mit der Forderung nach einer Wartung und Überprüfung der Anlagen gern. Herstellerangaben soll 
eine dauerhafte Einhaltung der festgelegten Emissionsgrenzwerte gewährleistet werden. 

zu 3.6 bis 3.20 
Die unter NB 3.6 bis NB 3.20 festgelegten Emissionsbegrenzungen stimmen mit den 
Antragsunterlagen (siehe hierzu Formblatt 4.1 der Antragsunterlagen) überein und erfolgen somit 
antragsgemäß. Für die Emissionsquelle E1, E17, E20, E21, E32 und E35 wurden zusätzlich 
Emissionsbegrenzungen für staubförmige anorganische Stoffe (hier u. a. Arsen und Chrom(VI)) 
festgelegt, da im Abgas der o. g. Emissionsquellen relevante Emissionen dieser Luftschadstoffe 
auftreten können. Hierbei wurden die Höhe der Emissionsbegrenzungen unter Berücksichtigung 
der Angaben gemäß den Antragsunterlagen festgelegt. Die Festlegungen zu Gesamtkohlenstoff 
erfolgten gemäß Nr. 5.3.7/8 der TA Luft. Gemäß Nr. 5.3.7/8 der TA Luft ist für die Summe der 
Emissionen an organischen Stoffen im Abgas die Massenkonzentration 50 mg/m3

, angegeben als 
Gesamtkohlenstoff, anzustreben und darf die Massenkonzentration 150 mg/m3 nicht überschritten 
werden: 

Gemäß den vorliegenden Messberichten der AIRTEC Gesellschaft für Umweltmessungen mbH 
(Zeitraum 2012 bis 2021) wird die Emissionsbegrenzung von 50 mg/m3 an den bestehenden 
Emissionsquellen eingehalten. Die Festlegung einer Emissionsbegrenzung von 150 mg/m3 für die 
relevanten Emissionsquellen würde eine deutliche Verschlechterung im Vergleich zu den tat­
sächlichen Emissionen der Anlage darstellen und dem Vorsorgegrundsatz gen:,äß §.5 Abs. 1, Nr. 
2 BlmSchG widersprechen. Bei der Emissionsquelle · E35 ist bei. ordnungsgemäßem Betrieb der 
Aktivkohlefilteranlage von einer effektiven Reduzierung organischer Stoffe im Abgasstrom und 
einer sicheren Einhaltung der anzustrebenden Emissionsbegrenzung von 50 mg/m3 auszugehen. 
Die Emissionen für organische Stoffe der Klasse I nach Nr. 5.2.5 der TA Luft, Formaldehyd und 
Amine darf im Abgas der bestehenden Emissionsquellen insgesamt 20 mg/m3 nicht überschreiten. 
Damit soll sichergestellt werden , dass der bisher geltende Summenwert von 20 mg/m3 für die 
organischen Stoffe Phenol, Toluol, Xylol, Amine und Formaldehyd weiterhin nicht überschritten 
wird. 

Die Emissionsbegrenzungen entsprechen den Vorgaben der TA Luft oder unterschreiten diese. 
Mit den Emissionsbegrenzungen nach NB 3.6 bis 3.20 wird somit ausreichend Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen nach dem Stand der Technik gemäß§ 5 Abs: 1 Nr. 2 BlmSchG 
getroffen. Die Emissionsbegrenzungen für Chrom (Stoff der Klasse III) und Chrom(VI) im Abgas 
der Emissionsquelle E1 resultieren aus der Ausbreitungsrechnung nach Anhang 2 der TA Luft 
durch die Stadt Leipzig , Amt für Umweltschutz, SG Immissionsschutzbehörde vom 30.04.2023. 
Mit den so festgelegten Emissionsbegrenzungen wird die Einhaltung der Immissionswerte von 
17 ng/m3 und 1,7 ng/m3 für Chrom(ges.) und Chrom(VI) des Berichts des Länderausschusses für 
Immissionsschutz (LAI) ,,Bewertung von Schadstoffen, für die keine Immissionswerte festgelegt 
sind - Orientierungswerte für die Sonderfallprüfung und für die Anlagenüberwachung sowie Ziel­
werte für die langfristige Luftreinhalteplanung unter besonderer Berücksichtigung der Beurteilung . 
krebserzeügender Luftschadstoffe" vom 21.09.2004 sichergestellt. · 

zu 3.21 
Die NB 3.21 erfolgte nach Nr. 5.3.2.1 „Erstmalige und wiederkehrende Messungen" der TA Luft. 
Die geforderte jährliche Benzolmessung beruht auf Nr. 5.3.4 „Fortlaufende Ermittlung besonderer 
Stoffe" der TA Luft. Gemäß Nr. 5.3.4 der TA Luft soll gefordert werden, dass täglich die Massen­
konzentration von Stoffen der Nr. 5.2.7 (hier: Benzol) ermittelt wird, wenn das zehnfache der unter 
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Nr. 5.2.7, TA Luft festgelegten Massenströme (für Benzol 1,5 g/h) überschritten wird. Bei den 
Emissionsquellen E2 und E35 betragen die Massenströme für Benzol jeweils deutlich mehr als 
15 g/h. Unterliegen die Tagesmittelwerte nur geringen Schwankungen, kann gemäß Nr. 5. 3.4 der 
TA Luft die Ermittlung der Benzol-Massenkonzentration im Abgas al.s Tagesmittelwert auch in 
größeren Zeitabständen, zum Beispiel wöchentlich, monatlich oder jährlich, . erfolgen. Gemäß den 
bisher vorliegenden Messberichten zur Ermittlung der Benzolkonzentration ist von geringen 
Schwankungen auszugehen. Weiterhin ist mit Inbetriebnahme der neuen Aktivkohlefilteranlage 
von einer dauerhaften effektiven Benzolminderung auszugehen, sodass eine jährliche Ermittlung 
genügt. 

zu 3.22 bis 3.24 
Diese Nebenbestimmungen beruhen auf Nr. 5.3.2.1, Nr. 5.3.2.2 und Nr. 5.3.2:4 der TA Luft. 

zu 3.25 bis 3.34 
Die Nebenbestimmungen zu den kontinuierlichen Emissionsmessungen (NB 3.25 bis NB 3.34) 
ergeben sich .aus der Nr. 5.3.3 in Verbindung mit Nr. 2.7a) bb) der TA Luft. So sind gemäß Nr. 
5.3.3.2 kontinuierliche Messungen der Gesamtstaubkonzentration an den relevanten Emissions­
quellen vorzunehmen~ wenn der Gesamtstaubmassenstrom der Anlage mehr als 3 kg/h beträgt. 
Für die Bestimmung der Massenströme sind die Festlegungen des Genehmigungsbescheides 
maßgebend. Somit ergibt sich für die Anlage ein Gesamtstaubmassenstrom von ca. 3, 7 kg/h. Die 
relevanten !=missionsquellen sind hierbei diejenigen deren Anteile mehr als 20 % am Gesamt­
staubmassenstrom· betragen (vergl. Nr. 5.3.3.1 TA Luft). Die Anteile der Emissionsquellen E2 und 
E35 betragen jeweils mehr als 20 % (E2: ca. 22 %, E35: ca. 24 %). 
Weiterhin sollen bei Anlagen mit staubförmigen Emissionen an Stoffen nach Nummer 5.2. 7 der TA 
Luft die relevanten Quellen mit Messeinrichtungen ausgerüstet werden, die die Gesamtstaub­
konzentration kontinuierlich erniitte.ln, wenn der Massenstrom das fünffache eines der dort ge­
nannten Massenströme uberschreitet. Dies trifft hier für Emissionsquellen E3 und E30 zu, deren 
Quarzfeinstaubemissionen (Stoff der Nr. 5.2. 7 der TA Luft) jeweils deutlich über dem fünffachen 

. des unter Nr. 5.2. 7 .1 .1 TA Luft genannten Massenstroms (hier 1,5 g/h) liegen. 

Bei den Emissionsquellen E2, E3, E30 und E35 handelt es sich nach. Nr. 5.3.3.2 TA Luft ebenfalls 
um relevanten Quellen bezogen auf die kontinuierliche · Überwachung der Formaldehyd­
emissionen. Gemäß den Antragsunterlagen liegen die Formaldehydemissionen deutlich über dem . 
fünffachen des unter Nr. 5.7.1.1 für Formaldehyd genannten Massenstrom. Im Fall von Formalde- · 
hydemissionen soll nach Nr. 5.3.3.2, Absatz 8 TA Luft die zuständige Behörde die Anwendung der 
kontinuierlichen Messung im Einzelfall prüfen . Die Immissionswerte gemäß der Immissions­
prognose des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH (Berichts-Nr.: 401.10831/22) liegen deutlich unter 
dem Immissionsgrenzwert von 20 µg/m3

• Gemäß NB 3.34 soll deshalb erst eine kontinuierliche 
Überwachung der Formaldehydemissionen erfolgen, wenn Emissionsmessungen ergeben, dass 
der Formaldehydmassenstrom im Abgas einer einzelner Quelle 270 g/h überschritten hat. Der 
Massenstrom resultiert aus der Anzahl der für Formaldehydemissionen relevanten Emissions­
quellen und dem beantragten Gesamtmassenstrom für Formaldehyd. 

zu 3.35 
Die Festlegungen zu den Immissionsgrenzwerten zu den Häufigkeiten der Geruchsstunden für die · 
Gesamtbelastung bezogen auf ein Jahr gemäß NB 3.35 beruhen auf Anhang 7 der TA Luft. Gemäß 
Immissionsprognose werden die in NB 3.35 . festgelegten Immissionsgrenzwerte durch die 
Geruchsimmissionen der Gesamtanlage (Gesamtzusatzbelastung) und der vorhandenen 
geruchsemittierenden Anlagen (hier: insbesondere Eisengießerei der Keßler & Co. GmbH) einge­
halten. Für die gewerblichen Immissionsorte „Büro Am· Wasserturm 5 (BUP 3GF), ,,Ernst-Meier­
Straße 3 Nord (BUP 1 0GF)" und „Büro Gerhard-Ellrodt-Straße 21 (BUP · 8GF)" liegen die 
Immissionsgrenzwerte über den Immissionswert von 15 % für Gewerbe- und Industriegebiet 
gemäß Tabelle 22 des Anhangs 7 zur TA Luft (siehe TA Luft Anhang 7, Nr. 3.1). Mit der Festlegung 
von 20 % als Immissionsgrenzwert für die o. g. Immissionsorte wird ein ausreichender Schutz vor 
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erheblichen Belästigungen durch Geruchsimmissionen sichergestellt, da es sich nicht um 
Wohnnutzung handelt. 

zu 3.36 
Dies dient zur Überprüfung der Einhaltung der .mit NB 3.36 festgelegten lmmis_sionswerte. 
Insbesondere aufgrund der schwankenden Emissionsparameter (Geruchsstoffstrom der 
Emissionsquellen ohne Emissionsbegrenzung für Geruch, Volumenstrom, Abgastemperatur/­
geschwindigkeit) sowie der hohen Relevanz der Anlage für Geruchsimmissionen im Unter­
suchungsgebiet ist eine einmalige · Überprüfung der lnimissionswerte durch · Rastermessung 
verhältnismäßig. 

zu 3. 37 bis 3.41 
Die NB 3.37 bis 3.41 dienen der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes der Abgas­
reinigungsanlage sowie der Überwachungsaufgaben nach § 52 BlmSchG durch die zuständige 
Behörde. 

Z{! 3.42 
Diese Nebenbestimmung zur Geschlossenhaltung der Produktionshalle dient der Vermeidung 
schädlicher Umweltauswirkungen durch diffuse Emissionen von · Luftschadstoffen (insbesondere 
durch Staub, .Geruchsstoffe, staubförmige anorganische Stoffe und organische Stoffe). 

Lärmschutz 

Zu 3. 43 und 3. 44 
Die Auflagen zum Lärmschutz ergeben sich aus§ 5 BlmSchG in Verbindung mit dei- TA Lärm Nr. 
3 in Verbindung mit Nr. 6.1. Sie ergeben sich außerdem aus der zum Genehmigungsantrag vorge­
legten schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbüros Projekt Nr. 6586, Ve"rsion 1_.0, Stand 
17.02.2023 2022 und aus dem Gebot zur gegenseitigen Rücksichtnahme gern.§ 15 BauNVO. 

• Die NB 3.44 resultiert aus der zum Genehmigungsantrag vorgelegten Schalltechnischen Unter­
suchung und dient der Einhaltung der für die Gesamtanlage gültigen Immissionswerte. Im vor­
liegenden Fall wurde nachgewiesen, dass die beantragten Änderungen keine relevanten Aus­
wirkungen auf die Immissionsorte haben. Durch den Wegfall von drei Schallquellen ist durch die 
Höhen-Anpassung der Schallquelle 2 sowie das Hinzukommen der geplanten Schallquelle E 35 
keine Verschlechterung der schalltechnischen Gesamtsituation zu erwarten. Die Teilbeurteilungs­
pegel an den jeweiligen Immissionsorten liegen mindestens 30 dB unter dem zulässigen 
Immissionsrichtwert für die Gesamtanlage und liefern somit keinen Beitrag .zur Gesamtbelastung. 

Der geforderte Nachweis ist erforderlich um zu bestätigen, dass die Änderungen der Abluft­
konzeption nicht zu einer Erhöhung der Immissionswerte an den für die Gesamtanlage gültigen 
Immissionswerte beitragen. 

Nebenbestimmungen zum Abfall- und .Bodenschutzrecht 

zu Nebenbestimmungen 4. 1 bis 4. 3 
Das Flurstück 54/17 der Gemarkung Windorf ist im Sächsischen Altlastenkataster registriert unter 
der Kennziffer 65531003. Auf dem Flurstück befindet sich seit ca. 1900 eine Gießerei. Das Grund­
stück ist bebaut und versiegelt. 

Es liegen verschiedene Gutachten mit_ Boden- und Grundwasseruntersuchungen vor: 

[1] Gefährdungsabschätzung für Verdachtsflächen von April 1991 
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[2] Untersuchung hinsichtlich der Deponiefähigkeit von Bodenaushub vom 13.04.1992 
[3] Untersuchung auf Untergrundverunreinigungen durch Kohlenwasserstoffe oder Schwermetalle 
im Bereich Heizhaus vom 24.08.1992 
[4] Untersuchung auf Untergrundverunreinigungen · durch Kohlenwasserstoffe oder andere 
Schadstoffe im Bereich Lokschuppen vom 22.07.1992 
[5] Kontaminierter Fußbodenabschnitt in einem Gebäude vom 19.10.1993 

. [6] Historische Erkundung Altstandort Gießerei GISAG vom 08.03.2023 

In der Gefährdungsabschätzung iril Jahr 1991 wurden die Verdachtsflächen Altsandenteisung, 
Zwischendeponie Altstand; Zwischendeponie vor Glüherei, Natriumchlorid-Lager, Lagerfläche 
Altöl/verschrottete.Transformatoren, Lagerfläche Binder und Schrottplatz orientierend untersucht. 
Im Zusammenhang mit dem Umbau und der Modernisierung wurden in einzelnen Bereichen 
weitere Untersuchungen des Bodens und der Bausubstanz durchgeführt [2] - [5]. In den 
vorliegenden Untersuchungen sind punktuell erhöhte Schadstoffgehalte dokumentiert. Für das 
gesamte Flurstück besteht der Altlastenverdacht aufgrund der früheren Nutzung. 

Der Bauherr ist gemäß §4 Abs. 3 BBodSchG verpflichtet, die Altlast so zu sanieren, dass dauerhaft . . 

keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die 
Allgemeinheit entstehen. 

Der Bauherr hat nach § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG die ihm bekannt gewordenen oder von ihm 
verursachten schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten unverzüglich der zuständigen 
Behörde ·mitzuteilen. Er hat außerdem der zuständigen Behörde auf Verlangen alle Auskünfte zu 
erteilen und die Unterlagen vorzulegen, die diese zur Erfüllung der Aufgaben nach dem BBodSchG 
und nach dem SächsKrWBodSchG benötigt. Die zuständige Behörde ·kann zur Durchführung 
dieses Gesetzes diejenigen Maßnahmen treffen, die ihr nach pflichtgemäßem Ermessen gern. 
§ 16 Abs. 2 SächsKrWBodSchG erforderlich erscheinen. 

zu NB 4.4 bis 4.6 
Die Nebenbestimmungen Nr . .4.4 bis 4.6 konkretisieren die sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 3 BlmSchG in . 
Verbindung mit§ 7 KrWG ergebenden Pflichten zur ordnungsgemäßen und schadlosen Verwer­
tung der im betrieblichen Prozess anfallenden Abfälle. 

Die Nebenbestjmmungen berücksichtigen, dass gefährliche Abfälle durch Fachfirmen ordnungs­
gemäß aufgenommen werden müssen und in dafür. zugelassene Anlagen umweltverträglich zu 
entsorgen sind. 

Zum Nachweis des Entsorgungswegs · der gebrauchten Aktivkohle wurde die Notifizierung zur 
Entsorgung der beladenen Aktivkohle [Schönmackers Umweltdienste GmbH & Co. KG, Kofferer · 
Straße 90, 41812 Erkelenz, Notifizierung DE 1350/185228 vom 29.08.2022 (Eingang 31 .08.2022) 
Empfangsbestätigung der belgischen Behörde vom 29.09.2022 (Datum: 12.10.2022, 
Aktenzeichen: 52.02.04.01 -E 38/22 Bezirksregierung Köln)] vorgelegt. Diese Zustimmung ist 
befristet und gilt vom 01.12.2022 bis zum 30.11.2023. Der Entsorgungsweg der gebrauchten 
Aktivkohle ist nach Ablauf der Notifizierung dem Amt für Umweltschutz unverzüglich mitzuteilen. 

Antragsgemäß sind für den Betrieb der 3D-Drucker Sand, Binder, Aktivator und ein Reiniger 
(Cleaner) -erforderlich . Bei dem Binder handelt es sich um einen kalthärtenden Phenolbinder . . 
Zusätzlich werden wasserbasierte Schlichten zur Verbesserung der Oberflächenstruktur 
eingesetzt. Zur Reinigung des Druckkopfes wird ein Cappingschwamm-Befeuchter verwendet 
Aus Binder und Aktivator entsteht die sogenannte Wasteflüssigkeit, die als Abfall (AW 06 02 05*) 
entsorgt wird. Eine aktuelle Deklarationsanalyse der beim Betrieb des 3D-Druckers anfallenden 
Wasteflüssigkeit wurden zur Antragstellung und im Rahmen der Nachforderungen nicht 
übermittelt. Aufgrund der eingesetzten Stoffe (z. B. Phenolbinder) ist eine aktuelle Deklarations-. . 
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analyse (mit Probenahmeprotokoll) zur Abfalldeklaration der „Wasteflüssigkeit" im Rahmen der 
Inbetriebnahme dem Amt für Umweltschutz, SG Abfall-/Bodenschutzbehörde vorzulegen. 

Zusammenfassung 

Gemäß § 6 Abs.1 BlmSchG ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die 
sich aus § 5 BlmSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden und _ andere öffentlich-rechtliche 
Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 

· entgegenstehen. 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. 

Die Vorsorgegesichtspunkte des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG sind entsprechend dem Stand der 
Technik erfüllt. · 

Die Pflichten des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BlmSchG zur Vermeidung von Abfällen, Verwertung nicht zu 
vermeidender Abfälle und zur Beseitigung nicht zu verwertender Abfälle ohne Beeinträchtigung 

· des Wohls der Allgemeinheit sind nach Maßgabe der Antragsunterlagen und der festgelegten 
Nebenbestimmungen erfüllt. 

Der energieeffiziente Betrieb nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG wird aufgezeigt. 

Die Erfüllung der Pflichten nach einer Be\riebseinsteilung entsprechend § 5 Abs. 3 BlmSchG ist 
sichergestellt. 

Die Überprüfung der Antragsunterlagen durch die beteiligten Behörden und .die Genehmigungs­
behörde hat ergeben, dass unter Beachtung der in diesem Bescheid enthaltenen Neben­
bestimmungen und Hinweise die Genehmigungsvoraussetzun_gen des _§ 6 BlmSchG erfüllt sind 

· und Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Nachbarschaft und die Allgemein­
heit sowie die Entstehung von schädlichen Umwelteinwirkungeri nicht zu befürchten sind (vgl. § 5 
Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG). 

Der Antragsteller hat ein Recht auf den begehrten Genehmigungsbescheid, wenn die Betreiber­
pflichten nach § 5 BlmSchG eingehalten werden können (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) und .der 
Genehmigung des Betriebes der Anlage andere öffentlicli-rechtliche Vorschriften und Belange des 
Arbeitsschutzes nicht entgegenstehen (§ 6 Abs.1 Nr. 2 BlmSchG). 

Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung zur wesentlichen Änderung der Eisengießerei niit 
einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall von 20 Tonnen oder mehr je Tag gern. 3.7.1 der 4. 
BlmSchV der GF Casting Solutions Leipzig GmbH am Standort Georg-Fischer-Straße 2, 04249 
Leipzig, Gemarkung Windorf, Flurstück 54/17, ist daher in dem diesen Bescheid .zu Grunde 
liegenden Umfang im Ergebnis des Genehmigungsverfahrens stattzugeben. 

VIL · 
Antragsunterlagen_ 

Der Entscheidung lagen nachfolgende Antragsunterlagen zugrunde. Sie sind Bestandteil dieses 
Bescheides. · · 

Inhalt Blatt- und 
Zeichnungsanzahl 

Inhaltsverzeichnis zum Antrag 5 
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Reg. 1 

Reg.2 

Reg.3 

Reg. 4 

Antrag für eine Genehmigung oder eine Anzeige nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG), einschl. 

- Kurzbeschreibung 
- Begründung des Antrages auf Verzicht der 

Beteiligung der Öffentlichkeit nac_h § 16 Abs. 2 
i. V. m. § 10 BlrhSchG 

- Begründung zur Zulassung des vorzeitigen 
Beginns nach § 8a Abs. 1 BlmSchG 

Lagepläne, einschl. 
- Topographische Karte 1 :25.000 
- Liegenschaftskarte 
- Werkslage- und Gebäudeplan 
- B-Plan Nr. 390 

Anlage und Betrieb, einschl. 

Beschreibung der zum Betrieb erforderlichen technischen 
Einrichtungen und Nebeneinrichtungen sowie der 
vorgesehenen Verfahren, einschl. 

Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
Angaben zu verwendeten und anfallenden 
E'nergien . 
Gliederung der Anlage iil Anlagenteile un_d 
Betriebseinheiten - Übersicht 
Betriebsgebäude, Maschinen, Apparate und 
Behälter 
Angabe zu gehandhabten Stoffen inklusive 
Abwasser urid Abfall und deren Stoffströmen 
Sicherheitsdatenblätter der gehandhabten Stoffe 
Verfahrensfließbild 
Grundriss Wege Abluftaufbereitung 
Abluftschema Gießprozess (Ist, BA 1, BA II) 
Verfahrensfließbild 3O-Sandkerndrucker 

Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der 
Anlage 

Art und Ausmaß aller luftverunreinigender Emissionen 
einschl. Gerüchen, die voraussichtlich von der Anlage 
ausgehen werden, einschl. ' 

- · Schornsteinhöhenberechnung vom 20.04.2022 
- Emissionsquellenplan 
- . Immissionsprognose Luftschadstoffe und Gerüche · 

vom 20:01 .2023 
- Betriebszustand und Emissionen von staub-, gas­

und aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen 
.sowie Gerüchen · · 

- . Quellenverzeichnis Emissionen von staub-, gas­
und aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen 
sowie Gerüchen 

- Quellenplan 
- Sonstige Emissionen 
- Schallimmissionsprognose vom 17.02.2023 
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- Vorgesehene Maßnahmen zur Überwachung aller 
Emissionen 

Reg.5 Messung von Em·issionen und Immissionen sowie 2 
Emissionsminderung 

- Vorgesehene Maßnahmen zum Schutz vor und zur 
Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, 
insbesondere zur Verminderung der Emissionen 

· sowie zur Messung von Emissionen und 
Immissionen 

Reg.6 Anlagensicherheit 3 

Reg. 7 Arbeitsschutz 7 

Vorgesehene Maßnahmen zum Arbeitsschutz 
Verwendung und Lagerung von Gefahrstoffen 

Reg.8 · Betriebseinstellung 2 

Reg.9 Abfälle, einschl. 37 
- Vorgesehene Maßnahmen zur Verwertung oder 

Beseitigung von Abfällen 
- Notifizierungsdokumente 

Reg. 10 Abwasser 2 

Reg. 11 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, einschl. 8 

- Beschreibung wassergefährdender 
Stoffe/Gemische, mit derien umgegangen wird 

- Anlagen zum Lagern flüssiger wassergefährdender 
Stoffe/Gemische . ' 

- Sonstiges 

_Reg. 12 Bauantrag, einschl. 

- Errichtung einer Abluftbehandlungsanlage mit 105 
Aktivkohlefiltern aus Fertigteilen inkl. Abluftkamin 4 Zeichnungen 
(ca. 35 m hoch) im Außenbereich des 
Firmengeländes „GF Casting Solutions Leipzig 
GmbH 

- Erhöhung Kamin Emissionsquelle 2 (Filteranlage 1) 190 
auf dem Betriebsgelände der GF Casting Solutions 6 Zeichnungen 
GmbH 

Reg. 13 Natur-, Landschaft und Bodenschutz, einschl. 89 
- Angaben zum Betriebsgrundstück und zur 

Wasserversorgung sowie zu Natur, Landschaft und 
Bodenschutz 

- Vorbericht .zum Ausgangszustandsbericht vom 
15.11.2022 
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Reg. 14 Umweltverträglichkeitsprüfung 39 
- Klärung des. UVP-Erfordernis::;es 
- Unterlagen des Vorhabensträgers nach § 16 UVPG 
- Anlagenbezogene Vorprüfung des Einzelfalls vom 

17.08.2022 

Reg. 15 Chemikaliensicherheit 2 

REACH-Pflichten 

VIII. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 
(Besucheranschrift: Amt für Umweltschutz, Prager Straße 118-136) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsver­
fahrensgesetz eingelegt werden. 

Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1, Der Widerspruch kann unter umweltschutz@leipzig.de durch E-Mail oder über das 
besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner Posteingang jeweils mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 Verwaltungsverfahrens-
gesetz erhoben werden. · 

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De~Mail in der Sende­
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß.§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben 
werden, 

im Auftrag 

Anlagen 
·Rechtsgrundlagen 
gesiegelte Antragsunterlagen 
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Rechtsquellen 

4. BlmSchV 

9. BlmSchV 

10. SächsKVZ 

AGlmSchG 

AW 

BauGB 

BauNVO 

BaustellV 

BlmSchG 

De-Mail-Gesetz 

DVOSächsBO 

Verordnung über genehmigungsbedüritige Anlagen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBLI S. 
1440), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 
2022 (BGBI. 1 S. 1799) geändert worden ist 

Verordnung über das Genehmigungsverfahren in der 
·Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. 1 
S. 1001 ), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. 
März 2023 (BGBI. 2023 1 Nr. 88) geändert worden ist · · 

Zehntes Sächsisches Kostenverzeichnis vom 
16. August 2021 (SächsGVBI. S. 898), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 2. März 2023 (SächsGVBI. 
S. 74) geändert worden ist 

Ausführungsgesetz zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und zum Benzinbleigesetz vom 4. Juli 1994 (SächsGVBI. S. 
1281), das zuletzt durch das Gesetz vom 23. März 2022 
(SächsGVBI. S. 256) geändert worden ist 

Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Deze.mber 2001 
(BGBI. 1 S. 3379), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 30. Juni 2020 (BGBI. 1 S. 1533) geändert worden ist 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
.November 2017 (BGBI. 1 S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom_ 4. Januar 2023 (BGBI. 1 Nr. 6) geändert 

. worden ist 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der . 
Bekanntmachung vom 21. November2017 (BGBI. 1 S. 3786), 
die durch Artikel 3 der Verordnung vom 4. Januar 2023 
(BGBI. 1 Nr. 6) geändert worden ist 

Baustellenverordnung vom 10. Juni 1998 (BGBI. 1 S. 1283), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Dezember 
2022 (BGBI. 2023 1 Nr. 1) geändert worden ist 

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1274; 2021 1 
S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2022 (BGBI. 1 S. 1792) geändert worden ist 

De-Mail-Gesetz vom 28. April2011 (BGBI. 1 S. 666), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. August 2021 
(BGBI. 1 S. 3436) geändert worden ist · 

Durchführungsverordnung zur SächsBO vom 2. September 
2004 (SächsGVBI. S. 427) , die zuletzt durch Artikel 7 der 
Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBI. S. 517) 
geändert worden ist 
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KrWG 

NachwV 

SächsBO 

SächsDSchG 

· SächslmSchZuVo 

SächsVwKG 

TA Lärm 

TA Luft 

·UVPG 

VwVfG 

WHG 

l<reislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

. 2. März 2023 (BGBI. 2023 1 Nr. 56) geändert worden ist 

Nachweisverordnung vom 20. Oktober 2006 (BGBI. 1 S. 
2298), die zuletzt durch Artikel. 5 der Verordnung vom 28. 
April 2022 (BGBI. 1 S. 700)geändert worden ist" 

Sächsische Bauordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBI. S. 186), 
die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2022 (SächsGVBI. S. 705) geändert worden ist 

Sächsisches Denkmalschutzgesetz vom 3. März 1993 
(SächsGVBI. S. 22ß), das zuletzt durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBI. S. 705) 
geändert worden ist · 

Sächsische lmmissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2018 
(SächsGVBI. S. 831), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
9. Februar 2022 (SächsGVBI. S. 144) geändert worder_i ist 

Sächsisches Verwaltungskostengesetz vom 5. April 2019 
(SächsGVBI. S. 245) 

sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes­
Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärrn) 
vom 26. August 1998 (GMBI Nr. 26/1998 S. 503) , geändert 
durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 
08.06.2017 85) 

Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Bundes...,lmmissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft- TA Luft) 
vom 18. August 2021 (GMBI 2021 Nr. 48-54, S. 1050) 

. . . 

Gesetz über die. Umweltverträglichkeitsprüfung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. 1 

S. 540), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. 
März 2023 (BGBI. 2023 1 Nr. 88) geändert worden ist 

Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. 1 S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBI. 1 S. 2154) geändert worden ist 

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBI. 1 Nr. 5) geändert worden ist 
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